:antifaschistische 
nachrichten 


NPD £ AfD 


Denkmal eingeweiht 


GUTHMANNSHAUSEN. Am 2. und 3. Au- 
gust hat der geschichtsrevisionistische 
Verein „Gedächtnisstätte e.V.“ auf einem 
Gelände in Guthmannshausen bei Wei- 
mar sein Denkmal für die zivilen deut- 
schen Toten des Zweiten Weltkriegs ein- 
geweiht. Auf der Feier im Haupthaus des 
ehemaligen Rittergutes sprachen der 
1.Vorsitzende des Vereins, Wolfram 
Schiedewitz, und als Festredner der ehe- 
malige Vizepräsident des „Bund der Ver- 
triebenen“, Paul Latussek. Letzterer stell- 
te die Behauptung auf, dass Deutschland 
auch heute noch kein wirklich souverä- 
ner Staat sei und weiterhin die Sonder- 
rechte der Sieger und deren Sicht der 
deutschen Geschichte maßgeblich seien. 
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Weißmann in Berlin 


BERLIN. Die „Preußische Gesellschaft 
Berlin-Brandenburg e.V.“ will am 4. Sep- 
tember eine Veranstaltung mit dem neu- 
rechten Publizisten Karlheinz Weißmann 
im Hilton Hotel am Berliner Gendarmen- 
markt durchführen. Weißmann soll sein 
neues Buch mit dem Titel „1914 — Die 
Erfindung des häßlichen Deutschen“ vor- 
stellen. Am 5. September will der Verein 
gemeinsam mit dem Chinesischen Kul- 
turzentrum in Berlin das „Chinesische 
Mondfest‘“ begehen. Beworben werden 
die Veranstaltungen unter anderem mit 
Anzeigen in der „Jungen Freiheit“. 
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„Heldengedenken” in 
Friedrichroda 


FRIEDRICHRODA. Extrem rechte Akteure 
rufen zum „Heldengedenken“ am 16. 
November im thüringischen Friedrichro- 
da auf. In einem im Internet verbreiteten 
Aufruf wollen die Veranstalter „den Zeit- 
geist brechen“ und an „diejenigen erin- 
nern, die ihr Leben für die Fortführung 
unserer Ahnenreihe gaben“. Mit der Ver- 
anstaltung beabsichtige man, die „alte 
Tradition des Heldengedenkens neu auf- 
leben zu lassen“. Die Nazis hatten den 
„Heldengedenktag“ 1934 zum staatli- 
chen Feiertag erhoben. hma I 
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Die Ergebnisse der Ei riie eei in Sachsen am 31. August 2014 - 


Wahlnachtbericht und Up 
zu AfD und NPD) 


Benjamin-Immanuel Hoff / Horst Kahrs 


Die AfD ist wie erwartet in den 
sächsischen Landtag eingezogen. 
Alle Prognosen, die ihr ein gutes 
bis sehr gutes Ergebnis voraussagten, 
sind eingetroffen. 

Mit 14 Mandaten ist sie so stark wie die 
FDP, die fünf Jahre zuvor ebenfalls 10% er- 
reichte und wird mit 9,7% viertstärkste Par- 
tei im Landtag. Sie ist erstmals in einem 
Landesparlament vertreten. Sie nimmt ei- 
nerseits die Funktion der „Denkzettel“und 
Protestwähler-Partei ein, zeigt aber ande- 
rerseits auch ein hohes Maß an überzeugten 
Wähler_innen aus dem wertkonservativen 
und rechten Wählerspektrum. Sie ist die ei- 
gentliche Wahlsiegerin, als ihrem Erfolg 
das Ausscheiden der NPD und die unter 
40% der Union zu verdanken sind 

Sachsen hat sich erneut als die Hoch- 
burg der AfD erwiesen. Bereits bei der 
Bundestagswahl 2013 und bei der Europa- 
wahl im Mai erreichte die Partei im Frei- 
staat ihre bundesweit besten Werte. Bei 
den drei landesweiten Wahlen in Sachsen, 
an denen die AfD teilnahm, erreichte sie 
durchschnittlich 160530 Stimmen. 

Der Wahlkampf der AfD war erkennbar 
darauf angelegt, Protestwähler/-innen 
ebenso zu gewinnen wie Stimmen aus 
dem Milieu von CDU, FDP und NPD. Zu 
diesem Zweck widmete sich das Wahl- 
programm und der Wahlkampf der AfD 
denjenigen Themen, die im Spannungs- 
feld zwischen rechtskonservativ und 


ate der ersten Analyse von Horst Kahrs (Auszüge 


rechtsextremistisch seit langer Zeit als 

Angstmacher en vouge sind. 

Wie schon in der Vergangenheit, gab es 
auch im sächsischen Landtagswahlkampf 
Ähnlichkeiten bzw. Übereinstimmung bei 
den Wahlaussagen von NPD und AfD: 

« „Asylantenheime, nein danke“ 
(NPD) und „Asylbewerberstrom re- 
duzieren“ (AfD). 

« „Keine Zuwanderung in die Sozial- 
systeme“ (NPD und AfD) 

Darüber hinaus finden sich folgende 
Forderungen aus dem Katalog der neuen 
und alten Rechten: 

« Einführung von permanenten Perso- 
nen- und Güterkontrollen an deut- 
schen Außengrenzen 

« Zeitliche Straffung von einfach gela- 
gerten Strafverfahren, insbesondere 
zum Zweck erzieherischer Wirkung 
bei Jugendlichen und Heranwachsen- 
den 

« Ortsnahe Gerichte, Staatsanwalt- 
schaften und Polizeidienststellen ins- 
besondere für „die Grenzregionen mit 
zunehmender Kriminalitätsbelastung 
durch Diebstählle und Drogen- 
schmuggel“ 

« Volksabstimmungen über Moschee- 
bauten mit Minaretten 

« Keine doppelte Staatsbürgerschaft 

° Kein Missbrauch von Sozialleistun- 
gen durch EU-Ausländer 


Fortsetzung Seite 2 unten 


:meldungen, aktionen 


Klage angekündigt 

BAYERN. Das Verbot des „Freies Netz 
Süd“ (FNS) im Juli dieses Jahres hatte 
u.a. über 70 Hausdurchsuchungen und 
die Schließung des extrem rechten Ver- 
sandhandels „Final Resistance“ zur Fol- 
ge. Nun hat sich eine Klägergruppe um 
Roy Asmuß zusammengefunden, um ge- 
gen das Verbot des FNS zu klagen. Über 
das Internet ruft die Klägergruppe jetzt 
zu Spenden für den geplanten Rechtstreit 


auf. Als Solidaritätskonto wird ein Konto 
bei einer Bank in Altötting angegeben. 
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Polizeigewalt gegen Antifa- 
Demo in Schweden 

STOCKHOLM. Eine antifaschistische De- 
monstration in der südschwedischen 


Stadt Malmö ist von Polizisten zu Pferde 
gesprengt worden. Mehrere Demonstran- 


ten wurden bei dem Angriff verletzt, ei- 
ner davon schwer. Eine Polizeisprecherin 
sagte am Wochenende, die Protestieren- 
den hätten bei einer Gegendemonstration 
gegen eine Kundgebung der rechtsextre- 
men Partei der Schweden (SVP) Steine 
geworfen und „gewalttätige Unruhen 
verursacht“. Schätzungsweise 1000 Men- 
schen hatten in Malmö gegen die Rechts- 
extremen protestiert. Am 14. September 
finden in Schweden Parlamentswahlen 
statt. 
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Weitere Forderungen der AfD lauteten: 

« „Der Freistaat Sachsen soll Richtlini- 
en erlassen, wonach Anglizismen im 
amtlichen Sprachgebrauch zu meiden 
sind.“ 

« „Die parlamentarischen Vertreter in 
den Rundfunkräten sollen sich für ei- 
nen deutlich höheren Anteil deutsch- 
sprachiger Titel an den Ausstrahlun- 
gen in Rundfunk und Fernsehen ein- 
setzen“ 

« „Durch Sprachregelungen, Euphe- 
mismen und Sprechverbote wird ver- 
sucht, eine in der Gender- und 
Gleichstellungsideologie fundierte 
Weltsicht durchzusetzen und das kri- 
tische Denken einzuschränken. Wir 
wenden uns gegen derartige Vorga- 
ben für den Gebrauch der Sprache in 
Ministerien, öffentlichen Einrichtun- 
gen und Medien.“ 

° „Unsere Nationalsymbole sollen im 
Unterricht erklärt werden. Das Absin- 
gen der Nationalhymne bei feierli- 
chen Anlässen soll wie in den USA 
selbstverständlich sein.“ 


Dass sich im Wahlprogramm auch homo- 
phobe Positionen wiederfinden, über- 
rascht insoweit ebenso wenig, wie die 
Verneinung des Klimawandels. 

Unter der Überschrift „Gegen eine Früh- 
und Hypersexualisierung in Kindergarten 
und Schule“ wird die Forderung aufge- 
stellt: „Lehr- und Lehrbuchinhalte haben 
sich an der Lebenswelt von Mehrheiten zu 
orientieren, nicht an der von Minderheiten. 
Gesellschaftspolitische Umerziehungs- 
maßnahmen wie „Gender Mainstreaming“ 
lehnen wir ebenso ab wie scheinbar ge- 
schlechterneutrale Bezeichnungen (...). 
Damit wird — ideologisch motiviert — das 
grammatische Geschlecht mit dem biolo- 
gischen gleichgestellt. Insbesondere ist ei- 
ner indoktrinären Beeinflussung von Kin- 
dern und Jugendlichen durch LGBT-Lehr- 
planinhalte entgegenzuwirken.“ 


„Die aktuelle Energiepolitik Deutsch- 
lands orientiert sich an frei erfundenen und 
längst widerlegten Klimaprognosen. (...) 
Das Zwei-Grad-Ziel zur Begrenzung der 
Erderwärmung ist politisch festgesetzt. Es 
ist Ausdruck einer Öko-Religion, lässt sich 
aber nicht wissenschaftlich begründen. 
Kohlendioxid ist für das Pflanzenwachs- 
tum notwendig. Seine Verächtlichma- 
chung als Treibhausgas verstellt den Blick 
auf echte Umweltverschmutzung.“ 

Nicht zuletzt plädiert die sächsische 
AfD für das sogenannte Familienwahl- 
recht, bei dem 

„Das Wahlrecht minderjähriger Kinder 
(dergestalt) wahrgenommen (wird), in- 
dem die Stimme des Kindes bis zur Voll- 
endung von dessen 16. bzw. 18. Lebens- 
jahr jeweils von den Erziehungsberech- 
tigten abgegeben wird.“ 

Gleichwohl ist auch die sächsische AfD 
weder eine Partei mit ausschließlicher 
Nähe zu Rechtsextremen noch ist sie nur 
rechtspopulistisch. In Übereinstimmung 
mit Alexander Häusler lässt sich festhal- 
ten: Die AfD ist „geprägt von drei politi- 
schen Strömungen und Milieus: einem 
marktradikalen, einem nationalkonserva- 
tiven und einem deutlich rechtspopulis- 
tisch affinem Milieu. Es gibt eine auffälli- 
ge inhaltliche Zustimmung aus Parteikrei- 
sen zu den Thesen des Erfolgsbuchautors 
Thilo Sarrazin. Ein besonders Feindbild 
der AfD ist die so genannte Politische 
Korrektheit — die These, dass Medien und 
Politik vom angeblichen Diktat einer 
linksgestrickten ‚political correctness‘ be- 
herrscht seien.“ 

Die Wähler/-innenschaft der AfD dürf- 
te sich bisherigen Erkenntnissen nach am 
ehesten mit dem Milieu der Republikaner 
vergleichen lassen. Zu diesem Ergebnis 
kommen zumindest Beobachtungen so- 
wohl von Forsa als auch der Wahlstatistik 
in Baden-Württemberg, wo die Partei so- 
wohl 1992 als auch 1996 mit 10,9% bzw. 
9,1% im Landtag saßen. 

In den neuen Ländern gelang es der 


Ergebnisse der AfD bei Wahlen in Sachsen 


Landtagswahl 2014 
Stimmen in v.H. Stimmen 
159.547 9,7 164.263 


Europawahl 2014 


Bundestagswahl 2013 
in v.H. 
10,1 


in v.H. 
6,8 


Stimmen 
157.781 


Quelle: Statistisches Landesamt / Eigene Darstellung 
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Schönhuber-Partei damals nicht, sich par- 
lamentarisch zu etablieren — von ihrem 
Niedergang profitierte einerseits die 
NPD, die jedoch für den bürgerlichen Teil 
des Republikaner-Lagers unwählbar war. 
In diese seitdem bestehende Lücke stößt 
nun die AfD. 

In 28 der 60 Landtagswahlkreise er- 
reicht die AfD ein Zweitstimmenergebnis 
oberhalb des Landeswerts von 9,7%. In 
Bautzen 5 erreicht die Partei mit 14,8% 
ihren höchsten Wert, gefolgt von den 
Görlitzer Wahlkreisen 3 und 2 mit 14,6% 
bzw. 13,8%. 


Die NPD scheitert denkbar 
knapp 


Die NPD ist nach einer Zitterpartie und 
mit 808 fehlenden Stimmen denkbar 
knapp am dritten Landtagseinzug in Fol- 
ge gescheitert. 

Das Wahlergebnis ist zwar objektiv 
eine Niederlage für die Partei, die insbe- 
sondere die veritablen finanziellen Pro- 
bleme erschweren wird. Deutlich wird je- 
doch auch, dass alle Beobachtungen einer 
gefestigten rechtsextremen Wähler/-in- 
nenschaft der Partei bestätigt werden. 

Die NPD erreicht bei den Wähler/-in- 
nen unter 30 einen Anteil von 10% und 
bei den über 60Jährigen mit 9%. Diese 
Werte liegen rund doppelt so hoch als das 
Ergebnis für die Partei über alle Alters- 
gruppen. Auch bei Arbeitslosen und Ar- 
beitern reüssiert die Partei mit 11%. 

Gegenüber der Landtagswahl 2009 
kann die Partei in 14 von 60 Wahlkreisen 
prozentual zulegen. Darunter am stärks- 
ten in Bautzen 5 und Bautzen 1. 

Ihre fünf besten Ergebnisse erzielt die 
Partei in folgenden Wahlkreisen: 

« Bautzen 5: 10,9% (+3,9%), 

« Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 4: 
9,9% (-0,2%) 

« Sächsische Schweiz-Osterzgebirge 3: 
8,7% (+0,7%) 

« Bautzen 1: 8,4% (+1,8%) 

° Meißen 2: 7,1% (-1,4%). 

Am schlechtesten schneidet sie in den 

großen Städten Dresden, Leipzig, Chem- 

nitz sowie in Zwickau ab, wo sie über- 

wiegend unter dem Landesergebnis liegt. 

| 


Der rechte Flügel der AfD 


Dass sich in der Alternative für 

Deutschland (AfD) auch Rechtsau- 

Ben tummeln, ist bekannt. Doch 
bislang konnte dieser Flügel zwar zeit- 
weise die Facebook-Foren der Partei 
dominieren, Einfluss auf die Vorstände 
und die politische Ausrichtung konnte 
er aber kaum erlangen. Das könnte 
sich in der nächsten Zeit ändern! 
Die Rechtsaußen haben an Bedeutung 
gewonnen, nachdem es ihnen beim The- 
ma Russland-Sanktionen zuletzt gelun- 
gen war, ein Bündnis mit Teilen der Par- 
teiführung zu schließen. Auslöser war die 
Zustimmung von vier der sieben AfD- 
Abgeordneten im EU-Parlament zu einer 
Ukraine-Resolution, die ausschließlich 
Russland die Schuld am Konflikt in der 
Ostukraine zuweist und die Vorbereitun- 
gen weiterer Sanktionen begrüßt. Die 
AfD selbst hatte auf einem Parteitag ge- 
gen jedwede Sanktionen gestimmt — ent- 
sprechend ungehalten waren ihre Mit- 
glieder als sie von der Zustimmung zur 
EU-Resolution von Bernd Lucke und 
drei weiteren AfD-Abgeordneten erfuh- 
ren. Eine Abgeordnete enthielt sich, eine 
war abwesend, und einzig der Parteirech- 
te Marcus Pretzell stimmte dagegen. 

Der Sturm, der jetzt losbrach, hätte die 
AfD beinahe gespalten. Alexander Gau- 
land will erwogen haben, seine Spitzen- 
kandidatur bei den Mitte September statt- 
findenden Landtagswahlen in Branden- 
burg aufzugeben. Rücktrittsforderungen 
insbesondere gegen Lucke machten die 
Runde. Aber angesichts der bevorstehen- 
den Landtagswahlen hat sich die Basis 
rasch wieder zusammengerissen, um den 
erwarteten Einzug in die Landesparla- 
mente nicht zu gefährden. Doch die Grä- 
ben sind damit keineswegs zugeschüttet. 

Bezüglich des für den Herbst vorgese- 
hen Satzungsparteitags bahnt sich eben- 
falls Streit an. Der Bundesvorstand (BuVo) 
versucht, diesen Parteitag zu verschieben, 
weil bei der aktuellen Stimmung die Mehr- 
heitsverhältnisse völlig unklar sind. Offi- 
ziell heißt es, solange kein abgestimmter 
Entwurf der Satzungskommission vorlie- 
ge, könne es auch keinen Parteitag geben. 
Dabei hat Lucke selbst vor dem Bundes- 
schiedsgericht durchgesetzt, dass ein Ent- 
wurf der Satzungskommission für ungültig 
erklärt wurde, weil nicht genug Personen 
bei der Abstimmung anwesend waren. 

Wenn der BuVo auf seiner Position be- 
harrt, könnte es wieder ein Erfolg ver- 
sprechendes Bündnis der Rechtsaußen 
(die den Parteitag unbedingt für eine Ge- 
neralabrechnung wollen) mit Mitgliedern 
geben, die sich ihrer Teilhaberechte be- 
raubt sehen. Das wäre eine gefährliche 
Mischung für die innerparteiliche Balan- 
ce, aber auch für die reaktionär-bürgerli- 
che Führungsclique um Lucke. 


Deutlich wird daran der gewachsene 
Einfluss der Parteirechten. Sie scheinen 
sich inzwischen den Frontalangriff zuzu- 
trauen. Deswegen soll dieser durchaus 
nicht einheitliche Flügel hier exempla- 
risch vorgestellt werden. 

Alexander Heumann ist Mitglied der 
„Patriotischen Plattform“, einem nach 
eigener Auskunft konservativen Zusam- 
menschluss innerhalb der AfD. Der Be- 
griff „konservativ“ dient hier der Bemän- 
telung sehr weit rechts stehender Gesin- 
nungen, etwa einem radikalen Nationalis- 
mus oder einem Rassismus, der sich be- 
sonders gegen Moslems Bahn bricht. Die- 
ser Heumann hat nun in dem rechten Blog 
„Journalistenwatch“ einen Artikel veröf- 
fentlicht (Mut zur „Patriotischen Platt- 
form“ in der AfD!, 25.8.), indem er die 
Parteiführung kritisiert und die Absichten 
der „Patriotischen Plattform“ skizziert. 

Der AfD, so heißt es da, „fehlt bislang 
ein programmatischer roter Faden“. Poli- 
tische Äußerungen seien „nichtssagend“, 
weil sie taktisch zwischen den Wünschen 
der Mitglieder und der Absicht, den Me- 
dien keine Ansatzpunkte für Kritik zu lie- 
fern, lavierten. Deshalb vermissten 
„Rechts-Konservative ... klare Kante“. 

Seine Vorstellungen von „klarer Kante“ 
werden deutlich, wenn man liest, was er 
der Parteiführung vorwirft: Sie fordere 
„mehr Nibelungentreue zum kriegstreibe- 
rischen Gestrüpp aus EU, USA & 
NATO“, wage nicht „einen Austritt aus 
der EU auch nur zu denken“ und stelle 
die „übergreifende Bedeutung nationaler 
Souveränität“ nicht heraus. Letzteres 
spielt auf die in ultrarechten Kreisen ver- 
breitete Vorstellung an, Deutschland sei 
nicht souverän und nur eine Marionette 
wahlweise der USA, der EU, der Bilder- 
berger oder anderer finsterer Mächte. 

Dabei steht Deutschland, folgt man 
Heumanns Wahrnehmung, vor dem Unter- 
gang: „ein muslimischer Mob (hat) einen 
Bürgerkrieg mit antisemitischer Ausrich- 
tung in unseren Städten“ angezettelt; die 
„Gefahren der unkontrollierten Massenzu- 
wanderung“ würden auch von der AfD 
„nur verhalten kritisiert‘; und es drohe der 
„Wahnsinn des ‚gender mainstreaming““. 

All diese Punkte würden, ginge es nach 
Heumann, in den Mittelpunkt einer AfD 
gestellt, die die Rechtsausleger übernom- 
men hätten. Dann sei auch Schluss mit 
der „allergische(n) Abgrenzeritis ... ge- 
gen alles ..., was nach ‚Rechtspopulis- 
mus“ riecht.“ 

Björn Höcke, Vorsitzender und Spit- 
zenkandidat der AfD Thüringen, ließ 
sich von Parteifreunden interviewen 
(Webseite AfD Rheinland-Pfalz, 18.8.14). 
Höckes Schwerpunkt ist die „Identität“ 
und „die Hinwendung zur eigenen Kul- 
tur“. 


Lesen wir ’mal ’rein ins Geschwurbel. 
Der „globalmobilen Jetztmenschheit droht 
eine Ortlosigkeit“, die das „Verantwor- 
tungsgefühl ... erodieren lässt“. Es drohe 
„Entwurzelung und Identitätsverlust‘“, da- 
bei brauche es doch „insbesondere Bin- 
dungen an die eigene Kultur und Heimat“. 

Die Camouflage etlicher AfDlerInnen, 
eigentlich liberal gesonnen zu sein, macht 
Höcke gar nicht erst mit. Es sei „eine 
Überlegung wert, ob ein Mehr an Frei- 
heit, ein Mehr an Liberalismus nach ins- 
gesamt drei Generationen Liberalismus, 
noch eine drängende Frage der Zeit ist“. 
Seine Antwort lautet, es könne „keines- 
falls um ein Mehr an gesellschaftspoliti- 
schem Liberalismus gehen“. 

Dementsprechend sieht die Familien- 
politik aus, die die Thüringer AfD ins 
Zentrum ihres Wahlkampfes stellt. Man 
tritt ein für eine Ehe als „Vereinigung 
zwischen Mann und Frau“ — für Kinder 
sei die „Polarität“ zwischen den Ge- 
schlechtern wichtig für ihre Entwicklung, 
weshalb „sich die Ehe als besonders 
nachhaltig und wertvoll erwiesen‘ habe. 
Man hat das Leitbild einer „Dreikinder- 
Familie“, „denn statistisch müssen je 
Frau 2,1 Kinder geboren werden, um die 
Bevölkerungsgröße konstant zu halten“. 

Der hiesige Parlamentarismus bedürfe 
einer „Demokratieerneuerung“, denn Hö- 
cke „möchte einen Staat mit starker Regie- 
rung“ sowie „das Zurückdrängen der Par- 
teien“ — „Preußen“ erklärt er zum Vorbild. 

Zu diesem Sammelsurium rechter Ge- 
dankenwelten gesellen sich auch die 
Ideen, die die AfD-nahe „Junge Alter- 
native“ (JA) ausbrütet. In einer aktuel- 
len Befragung konnten ihre etwa 500 Mit- 
glieder Position zu verschiedenen Themen 
beziehen (Webseite der JA, 26.8.14). 

Danach wollen 48 % die EU reformie- 
ren, 41 % zurück zur EWG, und 10 % 
möchten die EU gleich ganz auflösen. 
Die NATO hat bei ihnen einen besseren 
Stand, 64 % sind gegen einen deutschen 
Austritt. 63 % wollen die Wehrpflicht 
wieder einführen und 42 % das Waffen- 
recht lockern. 

Ihre antisoziale Ausrichtung zeigt die 
JA-Mehrheit, wo es um Sozialpolitik 
geht. 56 % wollen das ALG II (Hartz IV) 
zeitlich begrenzen (was danach kommen 
soll, bleibt offen), 36 % möchten dass 
Hartz IV-BezieherInnen kein Geld, son- 
dern nur Gutscheine erhalten. 76 % leh- 
nen einen Mindestlohn ab. 

Zu den Komplexen Migration und Innere 
Sicherheit wurden bei dieser Umfrage 
keine Fragen gestellt. Besonders deutlich 
wird, dass diese zumeist Angehörigen 
der Mittelschichten eine brutale Gegner- 
schaft zu den prekarisierten Menschen 
dieser Gesellschaft entwickelt haben. 

BF 
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BlockaDO zieht positives Fazit vom 


23. August 


Auf der Internetseite bedankt sich 

das Bündnis, dem unter anderem 

Antifa-Gruppen, DIE LINKE, die 
Grünen und Piraten angehören, bei allen 
engagierten AntifaschistInnen, die am 
23. August gegen eine geplante Ver- 
sammlung von Neonazis auf der Straße 
waren: 

„Von BlockaDO müssen und wollen 
wir an dieser Stelle ein großes Lob an 
alle Menschen aussprechen, die heute 
mit uns auf der Straße waren. Ihr/wir wa- 
ren großartig! Die Katharinenstraße wur- 
de um 13 Uhr besetzt, und den Nachmit- 
tag über gehalten. Die Nazis mussten mit 
einer Stunde Verspätung, zusammenge- 
drängt, und von der Polizei umstellt ihre 
Minikundgebung abhalten. 

Bei der Blockade war währenddessen 
eine tolle Stimmung, und alle haben 
durchgehalten. Auch die nicht-spontane 
Kundgebung der Nazis am Abend auf der 
Oestermarsch wurde von Protesten mas- 
siv gestört, und auch hier hielten es die 
Nazis nur eine Stunde aus. Vom ‚Nationa- 
len Widerstand‘ der vor wenigen Jahren 
mit über 1000 Menschen aufmarschiert 
ist, ist nur ein klägliches Häufchen von 
unter Hundert Nazis übrig geblieben. Und 
dazu haben wir alle beigetragen! Unser 
entschlossener, vielfältiger Protest zeigt 
den Nazis ihre Grenzen auf.“ 

Getrübt wurde die Freude jedoch durch 
eine Nazikundgebung vor einem besetz- 
ten Haus. Hierzu äußert sich BlockaDO- 
Sprecher Stefan Michaelis folgenderma- 
Ben: 

„Es ist ein Skandal, dass die Polizei die 
Naziprovokation vor dem besetzten Haus 
geheim gehalten hat, um den Nazis doch 
noch eine Kundgebung zu ermöglichen. 
[...] Ein großes Lob an die Anwohner, 
diese waren erfreut über die Gegende- 
monstranten und schrien den Nazis laut- 
stark ihre Ablehnung entgegen. [...] Wer 
unter der Hand mit den Nazis kungelt, 
sollte sich nicht über seinen schlechten 
Ruf in der Stadtgesellschaft wundern!“ 

Auch seitens der BesetzerInnen gab es 
hierzu ein Statement, in dem es u.a. 
heißt: 


„Bereits am frühen Samstagmorgen 
hatten sie dort eine Kundgebung ange- 
meldet, um gegen das Soziale Zentrum 
zu hetzen. Obwohl also 
der Polizei bewusst war, ze 
dass die Neonazis kom- |g 
men würden, wurde die 
Anmeldung nicht öffent- 
lich kommuniziert und die | 
Anwohner innen und Be- 
setzer_innen im Unklaren I 
gelassen. Angesichts des 
Gewaltpotentials der Dort- S# 
munder Neonazis ist es } 
unverantwortlich, eine sol- £ 
che Kundgebung geheim WS 
zu halten. Auf das Konto 
dieser Leute gehen mehre- | 


re Morde und unzählige gewalttätige 
Übergriffe.“ 


Blockado 


Keine Kriminalisierung der Blockade am 23. August! 


Wie das BlockaDO-Bündnis aus Me- 
dienberichten erfahren hat, werden die 
Blockierer vom letzten Samstag nun 
durch die Polizei Dortmund strafrecht- 
lich verfolgt. Gegen die spontanen An- 
melder*innen der Blockade Aktion und 
23 Teilnehmer der Blockade laufen Er- 
mittlungen. 

Bei BlockaDO ist man entsetzt über 
das Vorgehen der Polizei. „Unsere Blo- 
ckade ist friedlich und in Kooperation mit 
der Polizei abgelaufen“ erklärt Blocka- 
DO-Sprecherin Iris Bernert-Leushacke. 
Während der Blockade der Kampstraße 
kam es weder zu Auseinandersetzungen 
mit Neonazis, noch mit der Polizei. Es 
handelte sich um eine friedliche, zivilge- 
sellschaftliche Aktion, um das menschen- 
verachtende Treiben der Dortmunder 
Neonazis einzuschränken. 

Außerdem behauptet die Polizei in ei- 
ner Pressemitteilung, dass 13 Beamte 
durch „Linksautonome” mittels einer 
„gelben Flüssigkeit” Hautverätzungen er- 
litten hätten, die im Krankenhaus behan- 
delt werden mussten. Zu diesem Vorfall 
gibt es bislang weder Bildmaterial noch 
konnten wir Augenzeugen ausfindig ma- 
chen. Wir fordern von der Polizei Aufklä- 
rung über genauen Umstände dieses Vor- 


gangs und bitten Zeugen, sich bei uns zu 
melden. BlockaDO-Sprecherin Iris Ber- 
nert-Leushacke ergänzt: „Wir haben 
nichts von so einem Vorfall mitbekom- 
men, und müssen derzeit davon ausge- 
hen, dass es sich um eine Behauptung der 
Polizei handelt, die keinen realen Hinter- 
grund hat.” 

Deshalb fordert BlockaDO: Einstellung 
aller Verfahren gegen die Blockierer des 
Rathauses und der Kampstraße! Beweise 
für die angebliche Attacke mit „ätzenden 
Flüssigkeiten“! Sollten diese nicht erbracht 
werden können, ist eine öffentliche Gegen- 
darstellung der Polizei das Mindeste! 

(BlockaDO-Pressemitteilung Nr. 27) 
http://www.blockado.info 


NAZIAUFMARSCH IN DORTMUND 


BLOCKIEREN! 
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Verfassungsschutz als Geheimdienst auflösen 


Die Bundesregierung hat heute erste 
Konsequenzen aus dem Desaster der 
NSU-Nazi-Mordserie beschlossen. Dazu 
erklärt Petra Pau, Mitglied im Innenaus- 
schuss und im Vorstand der Fraktion DIE 
LINKE: 

„Verbrechen mit rassistischem Hinter- 
grund sollen künftig stärker geahndet 
werden. Außerdem soll der Generalbun- 
desanwalt bei solchen Straftaten künftig 
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schneller die Ermittlungen übernehmen. 
Das ist folgerichtig. 

Allerdings ist seit Vorlage des Ab- 
schlussberichtes des Untersuchungsaus- 
schusses mit insgesamt 50 Schlussfolge- 
rungen bereits ein Jahr vergangen. Umge- 
setzt wurde bis dato so gut wie nichts. 

So sollte bei Straftaten gegen Migran- 
tinnen und Migranten grundsätzlich auch 
von einem rassistischen Motiv ausgegan- 


gen und dies mit entsprechenden Ermitt- 
lungen protokolliert werden. 

Im Zentrum des staatlichen Versagens 
agierten nach Auffassung der LINKEN 
die Ämter für Verfassungsschutz. Sie sind 
als Geheimdienste aufzulösen. Darüber 
hinaus ist die unsägliche V-Leute-Praxis 
der Sicherheitsbehörden umgehend ein- 
zustellen.“ 

27.08.2014 — Petra Pau 


„Es gab doch aber keine 
Bekennerschreiben“ 


Rechtfertigungsstrategien der Ermittlungsbehörden im NSU-Komplex 


Im Rahmen des Birlikte Festivals 

in der Kölner Keupstraße am 

8.6.2014 hielten sechs Neben- 
klagevertreter Vorträge zu einzelnen 
Aspekten des Verfahrens. Hier dru- 
cken wir in zwei Teilen (Fortsetzung 
nächste Ausgabe der AN) den Vor- 
trag von Rechtsanwalt Reinecke ab. 
Der Vortrag war weitgehend frei ge- 
halten worden und wurde für die Ver- 
öffentlichung überarbeitet. 


„Es gab doch keine Bekennerschreiben“ 
Das ist eigentlich die häufigste Erklärung 
wenn es um die Frage geht, warum nicht 
gegen Rechtsradikale ermittelt wurde. Ich 
will dieses Argument etwas abklopfen und 
auch die Gedanken die dahinter stecken. 


Otto Schilys „Dienstanweisung” 


Der Bombenanschlag hier in der Keup- 
straße war kurz vor 16:00 Uhr. Es gab 
um 17:04 Uhr eine erste Meldung des 
Lagezentrums der Polizei. Die lautete 
wie folgt: 
„Betrifft terroristische Gewaltkrimi- 
nalität. Hier Anschlag auf zwei Ge- 
schäfte in Köln Mülheim.“ Es heißt 
dann u. a. weiter „Ich teile folgenden 
Sachverhalt mit: bei der Explosion 
von zwei Geschäften auf der Keup- 
straße, das heißt in Köln Mülheim 
wurden zehn bis fünfzehn Personen 
verletzt. Davon einige schwer. Da es 
im Umkreis Zimmermannsnägel ge- 
funden wurden geht man von einem 
Anschlag aus.“ 
Das war die erste, die spontane und auch 
richtige Reaktion. Zu diesem Zeitpunkt 
gab es eben die Bombe und es gab Zim- 
mermannsnägel. Sie müssen sich diese 
Bombe so vorstellen: etwa ein Fünfliter- 
Gasbehälter mit Schwarzpulver gefüllt und 
dann achthundert Zimmermannsnägel, je- 
weils ca 10 cm lang nicht im Behälter drin 
sondern sehr sorgfältig außen drum mit 
Klebeband Schicht für Schicht befestigt. 
Da kann man schon allein von der Kon- 
struktion der Bombe davon ausgehen, dass 
das nicht jemand war, der irgendeine kon- 
krete Person umbringen wollte. Es dauerte 
allerdings keine halbe Stunde, bis es eine 
weitere Meldung aus demselben Lagezen- 
trum gab. In der es hieß es: 
„Die in Bezug genannte Lagemeldung 
wird korrigiert. Bisher liegen keine 
Hinweise auf terroristische Gewaltkri- 
minalität vor. Nach bisherigen Er- 
kenntnissen handelt es sich um einen 
Anschlag unter Verwendung von 
USBV (unkonventionelle Sprengvor- 
richtung) bei dem ein Personen- und 


Sachschaden entstand. Es wird noch 

berichtet.“ 
Mittlerweile hat es natürlich in den Unter- 
suchungsausschüssen von Bund und Län- 
dern immer wieder den Versuch gegeben 
aufzuklären, wie es innerhalb einer hal- 
ben Stunde zunächst zu einer Meldung 
kommt „terroristische Gewaltkriminali- 
tät“ und eine halbe Stunde später wird das 
zurückgenommen. Wie nicht anders zu 
erwarten, hat der verantwortliche Herrn 
Behrens (damaliger Innenminister in 
NRW) gesagt, er sei dafür politisch ver- 
antwortlich aber veranlasst habe er es 
nicht. Wer es eigentlich veranlasst hat, 
weiß man bis heute nicht und das ist das 
ist ein grundsätzliches Problem, das wir 
im NSU-Prozess haben: Es gibt jede 
Menge Entschuldigungen vor allem von 
Leuten, die damals nicht in der Verant- 
wortung standen. Diejenigen, die damals 
ermittelt haben und die damals in der Ver- 
antwortung standen, sind im Grunde ge- 
nommen bis heute verstockt, wenn wir 
z.B. im Prozess hören: „Was soll denn 
ihre Frage, natürlich gibt es eine türkische 
Mafia“. So z.B. der Leiter der Mordkom- 
mission München zu der Frage, warum er 
in diese Richtung ermittelt hatte und nicht 
ins rechtsradikale Milieu. Auch heute 
wird von den damals Verantwortlichen 
keine Verantwortung übernommen. 

Die wesentliche Weichenstellung für 
das Verfahren erfolgte dann am Folgetag, 
am 10.06. in der Tagesschau. 

Der damalige Bundesinnenminister 
Schily erklärte: 

„Die Erkenntnisse die unsere Sicher- 
heitsbehörden bisher gewonnen ha- 
ben, deuten nicht auf einen terroristi- 
schen Hintergrund sondern auf ein 
kriminelles Milieu. Aber die Ermitt- 
lungen sind noch nicht abgeschlossen, 
sodass sich eine abschließende Beur- 
teilung dieses Ereignisses nicht vor- 
nehmen kann.“ 
(sich dies noch einmal im Orginal anzu- 
sehen lohnt: Es sind nicht nur die Worte 
sondern auch der überhebliche Gestus, 
der bemerkenswert ist, und Widerspruch 
von vornherein nicht duldet) 

Aus den Akten ergab sich zu diesem 
Zeitpunkt nichts für ein kriminelles Mi- 
lieu. Schily ist natürlich auch im Untersu- 
chungsausschuss befragt worden und er 
hat, wie es im Untersuchungsausschuss 
möglich ist, eine eigene persönliche Er- 
klärung abgegeben. 

Aber nicht zu diesem Punkt. Er konnte 
natürlich auch nicht erklären wie er dazu 
gekommen ist. Er hätte von irgendwel- 
chen Lagezentren irgendwelche Berichte 


vorliegen gehabt und denen hätte er das 
irgendwie entnommen, genaueres konnte 
er nicht erinnern. Er hat aber in seinem 
einführenden Statement im Untersu- 
chungsausschuss unter anderem folgen- 
des gesagt. : 
„Der absolute Misserfolg unserer Si- 
cherheitsbehörden bei der Aufklärung 
der NSU-Verbrechen berührt mich in 
besonderer Weise in mehrfacher Hin- 
sicht. Die Bekämpfung des Rechtsex- 
tremismus insbesondere Gewalt berei- 
tende gewalttätige Rechtsextremismus 
war eine der wichtigsten innenpoliti- 
schen Aufgaben im Regierungspro- 
gramm und auch das darf ich sagen, 
mein vorrangiges persönliches Anlie- 
gen. Es gibt dafür auch eine Reihe von 
Beispielen in denen das zum Ausdruck 
gebracht worden ist. Ich erinnere da- 
ran, dass wir das Bündnis für Demo- 
kratie und gegen Gewalt und Extre- 
mismus gegründet haben, dass wir 
eine Aussteigeinitiative beim Bundes- 
kriminalamt in Werk gehabt gesetzt 
haben und vieles Andere.“ 


Otto Schily als Wiederholungstäter 


Diese mehr oder weniger warmen Worte 
sind vielfach dahin verstanden worden, 
als habe Schily die politische Verantwor- 
tung übernommen. Man kann daran se- 
hen, wie unverbindlich und folgenlos 
eine solche Übernahme ist. Eine wirkli- 
che Einsicht fehlte bei Schily. Man muss 
diese Äusserungen mit seinen Taten und 
zwar nicht nur die im Zusammenhang 
mit der Keupstraße sondern auch vorher 
konfrontieren. Es gibt einen sehr interes- 
santen Bericht im Fernsehmagazin Pano- 
rama vom 07.06.2002, also zwei Jahre 
vor dem Anschlag unter dem Thema 
„Iricksen und Lügen — Politiker vertu- 
schen das Ausmaß rechtsradikaler Ge- 
walt“; hier einige Auszüge: 
„Und eins mag Otto Schily besonders 
gern: Erfolgsmeldungen, und zwar die 
eigenen. 
0-Ton Otto Schily: (Bundesinnenmi- 
nister, 24.5.2002) „Wir können zu- 
nächst einen erfreulichen Sachverhalt 
feststellen, dass sich im Verlauf des 
Jahres, des vergangenen Jahres, die 
Zahl der rechtsextremistischen Ge- 
walttaten verringert hat.“ 
Kommentar: 
Und mehr noch: Schilys Bericht steckt 
voller Überraschungen, enthält sogar 
eine echte Sensation: In Mecklenburg- 
Vorpommern, jahrelang berüchtigt für 
braunen Terror, wurde das Problem 
scheinbar ganz beseitigt. Schily ver- 
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merkt für 2001: keine einzige 
rechtsextremistische Gewalttat. 
Dieses Opfer aus Mecklenburg also 
hat es nie gegeben, jedenfalls für 
Schilys Statistik. Der Grieche Joannis 
Kalionikidis wurde im September 
2001 überfallen, von Nazis. ... 
Kommentar: 

Die Berliner Bürokraten aber bleiben 
ungerührt. Und Schily beharrt darauf: 
Keine rechtsextreme Gewalttat in 
Mecklenburg-Vorpommern, auch auf 
Nachfrage. 

O-Ion Interviewer: „Halten Sie das 
für glaubwürdig, dass also plötzlich 
keine einzige rechtsextreme Gewalttat 
in Mecklenburg-Vorpommern....“ 
Otto Schily: (Bundesinnenminister, 
24.5.2002) „Entschuldigung, es kann 
Ja sein. Wenn es so ist, dann kann es 
uns doch nur freuen.“ 

Interviewerin: „Vielleicht sollte man 
aber auch dort noch mal nachfra- 
gen.“ 

Otto Schily: „Ja, eben, fragen Sie 
Herrn Timm, der steht Ihnen sicher 
zur Verfügung.“ 

Kommentar: Und wir haben ihn ge- 
fragt. 

O-Ton Interviewer: „Nun ist es so, 
dass in dem Verfassungsschutzbericht 
des Bundes die Zahl Null ist — wie ist 
das denn zu erklären?“ 

Gottfried Timm: (Innenminister Meck- 
lenburg-Vorpommern) „Nein, ich hab‘ 
mir die Statistik des Bundes angese- 
hen, nachdem sie veröffentlicht wurde 
und nicht etwa davor, weil vorher hat- 
ten wir sie nicht, und daneben die Sta- 
tistik meines Bundeslandes gelegt und 
festgestellt: Bei uns sind es vierzig, 
beim Bund sind es null. Das ist das 
Problem.“ 

Kommentar: 

Ein schwieriges Problem, denn — wie 
gesagt — Mecklenburg-Vorpommern 
hat in seinem eigenen Verfassungs- 
schutzbericht vierzig Taten aufgelistet 
und diese auch an den Bund gemeldet. 
Schily allerdings macht daraus unge- 
niert eine glatte Nullnummer. Schwer 
verständlich. 


O-Ton Gottfried Timm: „Ich hab‘ ge- 
sagt, wir haben vierzig.“ 
Das erinnert nun fatal an den Kampf ge- 
gen die Arbeitslosigkeit durch statisti- 
sche Tricks. 

Mit seiner Erklärung in der Tagesschau 
hat der damalige Bundesinnenminister 
letztlich die Dienstanweisung gegeben: 
„Es darf sich nicht um einen rechtsradika- 
len Anschlag handeln“. 


Die gezielte Vernachlässigung aller 
Spuren nach rechts 


In der Aufarbeitung der Keupstraßenan- 
schlages im Bundestagsuntersuchungs- 
ausschuss hat der zuständige Oberstaats- 
anwalt Wolf sich immer wieder darauf 
zurückgezogen, es hätte ja kein Beken- 
nerschreiben gegeben und deshalb hätte 
man nicht von einem rechtsradikalen 
Hintergrund ausgehen können. Da stellt 
sich natürlich zunächst einmal die Frage, 
wieso geht die Polizei davon aus, dass zu 
einem rechtsterroristischen Anschlag ein 
Bekennerschreiben gehört? Das Gegen- 
teil trifft zu. Dem Untersuchungsaus- 
schuss lag u. a. eine Auswertung des Bun- 
desamtes für Verfassungsschutz — ent- 
standen einen Monat nach dem Anschlag 
in der Keupstraße — also aus Juli 2004 
vor. Ich zitiere die Frage, die Frau Petra 
Pau an den Leiter der hiesigen Ermitt- 
lungskommission Keupstraße Herrn Mar- 
kus Weber gerichtet hat. 
Petra Pau (DIE LINKE): In diesem Pa- 
pier wird darauf hingewiesen, dass vor 
allem Nagelbomben von der englischen 
neonazistischen Organisation „Combat 
18“ benutzt wurden und dass von die- 
ser Organisation auch Anleitungen zum 
Bau solcher Bomben publiziert wurden. 
Da das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz einen rechtsextremen Hinter- 
grund für die Tat in der Keupstraße 
nicht ausschließen konnte und der 
Bombenanschlag in der Keupstraße 
eben an das Vorgehen von „Combat 
18“ erinnerte, suchte man auch nach 
Hinweisen auf Sympathisanten dieser 
Organisation in der Datei und fand tat- 
sächlich 13 Nutzer der Homepage von 
„Combat 18“ im Großraum Köln. ...... 


| DIE KEUPSTRASSE IM NSU-PROZESS 


: Podiumsdiskussion mit Betroffenen der Nagelbombe, Nebenklageanwäl- 
ten und der Initiative „Keupstraße ist überall” H 
: 15.09.2014 // 20h // Depot 2, Schauspiel Köln, Schanzenstr.6-20, Köln-Mülheim : 
: Zehn Jahre nach der Nagelbombe auf der Keupstraße und drei Jahre nach der: 
: Selbstenttarnung des NSU hat sich viel in Köln getan. Die Opfer des rassistischen : 
: Terrors haben ihr Schweigen gebrochen und organisieren sich, um den vielen: 
: Jahren der Schikanierung und Einschüchterungen durch Staat, Medien und Polizei : 
! nun eine eigene Position entgegenzusetzen und Gerechtigkeit zu fordern. ; 
: Auf der Veranstaltung werden einige Nebenkläger ihren Eindruck vom Prozess in : 
| München schildern, Anwälte werden von dem aktuellen Stand des Verfahrens 
: berichten, es wird von der Mobilisierung nach München berichtet und versucht, ; 
: eine Analyse von Rassismus zu formulieren. ; 


: Mit einem Auftritt der Microphone Mafia 


; Initiative Keupstraße ist überall http:/ /keupstrasse-ist-veberall.de,/ 
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Zeuge Markus Weber: Nein, kann ich 
mich — — Diese Informationen so zu 
bekommen — — Daran kann ich mich 
nicht erinnern, dass wir die so bekom- 
men haben. 

Petra Pau (DIE LINKE): Hat das 
Thema Rechtsextremismus da eine 
Rolle gespielt. Ich meine, wenn das 
Bundesamt solche handfesten Hinwei- 
se hat? 

Zeuge Markus Weber: Es hat inso- 
fern keine Rolle gespielt, als da keine 
Informationen bezüglich Rechtsextre- 
misten geliefert wurden oder themati- 
siert wurden, die zu weiteren Ermitt- 
lungen geführt hätten, nein. 


Soweit im Bundestagsuntersuchungsaus- 
schuss. D. h. der Herr Weber hat dort 
schlicht geleugnet, den Zusammenhang, 
den das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz zumindest im Ansatz zutreffend 
analysiert hat, gekannt zu haben. „Com- 
bat 18“ und die Nagelbombenanschlägen 
in England kannte er nicht. 


Die Spur 260 


Jetzt bin ich im März dieses Jahres in 
Meckenheim gewesen und habe die so- 
genannten Spurenakten ausgewertet. Da- 
bei habe ich festgestellt, dass die größte 
Arbeit der Sonderkommission darin be- 
stand, beim Einwohnermeldeamt die Da- 
ten und Anschriften von Männern zwi- 
schen 25 und 35 auszuwerten, die im 
Umkreis von 10 — 12 (Fuß-)minuten und 
den Tatort wohnten. Das beruhte auf der 
Hypothese des BKA, dass die Täter Fahr- 
rädern geschoben hatten und deshalb zir- 
ka zehn bis zwölf Minuten im Umkreis 
des Tatortes wohnen müssten. 

Ich bin dann allerdings auf die Spur 
260 gestoßen. Der als Spur 260 bezeich- 
nete Aktenteil enthält einen Hinweis von 
UK-CTLO - das ist New Scotland Yard — 
an das BKA. Dieser wurde vom BKA 
weitergeleitet und beim Polizeipräsidium 
Köln am 29.09.2004 bearbeitet. Über- 
sandt wurde ein mehr als 70 Seiten star- 
kes Dossier, das sich mit Herrn David Co- 
peland befasste, der im April 1999 drei 
Nagelbombenanschläge in London ver- 
übte und der sich im Vorfeld und im 
Randbereich rechtsextremistischer Grup- 
pen bewegt hat insbesondere im Umfeld 
von Combat 18. 

Diese Spur wurde von der Polizei Köln 
dahingehend überprüft, dass nach Mittei- 
lung von Scotland Yard David Copeland 
Einzeltäter gewesen sei und im Juni 2004 
in Haft gesessen hatte, sodass eine Täter- 
schaft von ihm nicht in Betracht kam. Da- 
mit wurde diese Spur zu den Akten ge- 
nommen und geschlossen. Dass Herr Co- 
peland als Täter nicht in Betracht kam, 
konnte sich eigentlich auch Scotland Yard 
denken, als es dieses 70 Seitige Dossier 
an das BKA übersandte. 

David Copeland verübte im April 1999 
drei Nagelbombenanschläge in London. 


Anschlagsziele waren Schwarze, Homo- 
sexuelle, Inder und Juden. Die Attentate 
sind in verschiedenen Londoner Stadttei- 
len verübt worden. Es gab drei Todesop- 
fer und etwa 160 zum Teil schwer Ver- 
letzte. Verwendet wurde eine Nagelbom- 
be einfacher Bauart mit Schwarzpulver 
aus Feuerwerkskörpern und ein mit etwa 
1500 größeren Nägeln befülltes Metall- 
rohr (die Pläne für die Bombe entstamm- 
ten einer rechten Untergrundpublikation). 
Bei seiner Verhaftung in seiner Wohnung 
finden die Ermittler Naziutensilien, Ha- 
kenkreuz, Neonazipropagandamaterial 
und eine Sammlung von Zeitungsaus- 
schnitten zu den Attentaten. David Cope- 
land hatte allerdings auch kein Bekenner- 
schreiben versandt. Er gestand seine Al- 
leintäterschaft. All diese Informationen 
hat die Polizei Köln über das BKA von 
Scotland Yard bekommen und hatte 
nichts anderes zu tun als zu sagen „David 
Copeland ist nicht der Täter, also ist die 
Spur irrelevant“. 

Die offensichtliche Seelenverwandt- 
schaft, d. h. dass wir es hier mit jemanden 
zu tun haben, der aus Fremdenfeindlich- 
keit aus Hass gegen Schwarze und Ho- 
mosexuelle diese Nagelbomben zündet 
wurde schlicht nicht gesehen, weil es 
nicht gesehen werden sollte/wollte. Spä- 
testens nach diesem Hinweis hätte jedem 
klar sein müssen, dass rechtsradikale An- 
schläge sich nicht durch Bekenner- 
schreiben outen. Selbst wenn Herr Weber 
— wie er im Untersuchungsausschuss des 
Bundes erklärt hat — die Auswertung des 
Bundesamts für Verfassungsschutz nicht 
kannte, hätte er auf demselben Stand mit 
dieser Spurenakte kommen können. Die- 
se nur wurde aber bewusst abge- 


legt und nicht weiterverfolgt. Ich habe 
jetzt im Prozess einen Antrag gestellt, 
Diese Spurenakte beizuziehen. Der Gene- 
ralbundesanwalt ist weiter der Meinung, 
dass sich diese Akte zu Recht bei den 
Spurenakten befindet und damit für uns 
nicht in kopierter Form zur Verfügung 
steht d. h. wir können nach Meckenheim 
fahren, können das uns dort Notizen ma- 
chen. Wir dürfen sie (bisher) nicht kopie- 
ren, nicht fotografieren. 


Die Leugnung der Zusammenhänge 
zwischen dem Mordfall Yasar (Nürn- 
berg) und dem Anschlag in der 
Keupstraße 

Entgegen der im Prozess immer wieder 
von Polizeibeamten aufgestellten Be- 
hauptung wurde eben nicht in alle Rich- 
tungen ermittelt. Es wurde zumindest 
ganz bewusst nicht in die rechtsex- 
tremistische Ecke ermittelt. Ich will das 
vielleicht auch noch anhand eines rein 
kriminalistischen Beispiels deutlich ma- 
chen. Es gab sehr klare Hinweise von ei- 
ner Zeugin aus Nürnberg die 2005 gesagt 
hat „Die Täter, die ich hier auf dem Vi- 
deo von der Keupstraße gesehen habe, 
das sind dieselben die ich in Nürnberg 
am Tatort Yasar mit dem Fahrrad gesehen 
habe“ Und dann ist die Zeugin solange 
vernommen worden, bis sie sagte „So 
100%ig sicher bin ich mir auch nicht.“ 
Damit war diese Spur für die Polizei erle- 
digt. Man konnte im Stadtanzeiger im 
November 2011 lesen, dass ein Redak- 
teur im Jahre 2006 beim recherchieren 
die Ähnlichkeit des Phantombildes aus 
Nürnberg und des Phantombildes aus 
Köln erkannt hat. Er hat bei der Polizei 
Köln angerufen und gefragt, was ist denn 
da und dann gab die Polizei die Auskunft 


„Haben wir alles abgecheckt. Hat nichts 
miteinander zu tun.“ Dazu finden wir 
heute nichts in der Akte. Es gibt einen 
einzigen Vermerk von der damaligen 
Sonderkommission in Nürnberg wo sinn- 
gemäß sagen „wir haben mit den Kölner 
Kollegen gesprochen. Haben mal über- 
legt, ob das so sein könnte und da aber 
die Tatausführungen unterschiedlich wa- 
ren, (einmal Pistole, einmal Bombe) sind 
wir zum Ergebnis gekommen, dass es 
nicht derselbe Täter sein kann“. Rein kri- 
minalistisch muss man sagen „Okay, dass 
man mit so einer Zeugin allein, die die 
Täter gesehen hat, niemanden verurteilen 
kann, das ist völlig klar“. Aber man kann 
erwarten, dass die Polizei eine Arbeitshy- 
pothese macht (wo alle anderen Hypo- 
thesen ohnehin ohne jede Bestätigung 
geblieben waren), was ergibt sich für das 
Täterprofil, wenn wir davon ausgehen, 
dass der Bombenanschlag in Köln und 
der Mordanschlag in Nürnberg Yasar von 
ein und denselben Personen verübt wor- 
den sind. Da Yasar aber schon der sechs- 
te Mordfall der Ceska Serie war, wäre es 
also um ein Täterprofil für Morde an 
Migranten und einem Bombenanschlag 
auf eine von Migranten bewohnte Straße 
gegangen. Viele Möglichkeiten blieben 
da nicht. Selbst auf dieser rein krimina- 
listischen Ebene wurde also möglichen 
Hypothesen nicht nachgegangen, viel- 
leicht nicht einmal obwohl sondern weil 
das Ergebnis ganz eindeutig gewesen 
wäre. Zusammengefasst: Es gab genü- 
gend Hinweise und sie sollten und sie 
wollten nicht gesehen werden. 
Eberhard Reinecke I 
Fortsetzung nächste Ausgabe der AN) 


Über 220 Straftaten mit NSU- NE 


Über 220 Straf- und Gewalttaten, 

in denen sich die TäterInnen posi- 

tiv auf den NSU bezogen, sollen 
laut einer Antwort der Bundesregierung 
auf eine kleine Anfragen von Bundes- 
tagsabgeordneten der Partei „Die Lin- 
ke“ seit dem Auffliegen des NSU im No- 
vember 2011 begangen worden sein. 
NSU-Watch und Rechtes Land haben die 
Straftaten analysiert und auf die Karte 
gebracht: 131 verschiedene Orte in ganz 
Deutschland, am öftesten taucht Berlin 
auf, gefolgt von Frankfurt am Main, 
München sowie Dortmund und Ham- 
burg. 

Neben über 20 verschiedenen Delikten, 
sind vor allem das Verwenden von Kenn- 
zeichen verfassungswidriger Organisatio- 
nen, Sachbeschädigung sowie Volksver- 
hetzung die am häufigsten begangenen 
Straftaten. Von einem Beispiel, das auch 
in der Auflistung erscheint, berichtete das 
Infoportal gegenrede.info: In Angermün- 
de (Brandenburg) schmierten Neonazis 
die Parole „NS Jetzt“ und daneben 


„NSU=Lüge“. Aber auch Gewaltta- 
ten wie Körperverletzung, gefährli- 
che Körperverletzung und räuberi- 
sche Erpressung gehören dazu. Am 
Ende der Antwort werden weitere 
als „nicht strafrechtlich relevant(e)‘“ 
Fälle aufgelistet. Unklar bleibt, wa- 
rum Delikte wie Bombendrohung in 
Velbert und Drohbriefe laut Antwort % 
der Bundesregierung nicht als straf- 
rechtlich relevant eingestuft wur- Eee 
den. we 


Straftaten als Reaktion auf Pro- 
zessbeginn 


elgique® 


Gerechnet auf den Zeitraum von 'e 
November 2011 bis zum Zeitpunkt ' 
der Anfrage im Juli 2014 wurden 

im Schnitt sieben Straftaten im Mo- 
nat begangen - statistisch gesehen | 
gab es an jedem vierten Tag eine 
Straftat. Besonders aktiv wurden | 
die Neonazis mit Beginn des Pro- 
zesses gegen Beate Zschäpe, Ralf 
Wohlleben sowie die drei weiteren 
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mutmaßlichen NSU-Unterstützer im Mai 
2013 in München. Allein in diesem Mo- 
nat wurden 28 Straftaten mit Vorbild 
NSU begangen. 


Blick auf die Bundesländer 


Der Blick auf die Karte zeigt deutlich: 
Straf- und Gewalttaten mit NSU-Bezug 
gibt es fast überall. In Nordrhein-Westfa- 
len (NRW) gibt es mit 46 Straftaten die 
meisten Vorkommnisse. Werden die Fäl- 
le in Relation zu den Einwohner _innen- 
zahlen der Ländern gesetzt, ist es das 
NSU-Kernland Thüringen, dass die meis- 
ten Straftaten vorzuweisen hat. NRW 
hingehen gehört da eher zum Durch- 
schnitt. Ganz vorne dabei ist weiterhin 


die Hauptstadt Berlin mit 16 Straftaten. 
Auf Rechtes Land wird auch sichtbar, 
dass auch an kleinen Orten wie Anger- 
münde, Neuss oder Minden Neonazis ak- 
tiv sind, die sich bei ihren Taten auf den 
Nationalsozialistischen Untergrund be- 
ziehen. 

Einer der ersten bekannt gewordenen 
Fälle nach Auffliegen des NSU bei denen 
sich Neonazis auf den NSU bezogen, war 
eine Demonstration in München: Im Ja- 
nuar 2012 wird das Lied von „Paulchen 
Panther“, welches als Musik auf dem Be- 
kennervideo des NSU auftaucht, gespielt. 
Ein Neonazi wurde vorläufig festgenom- 
men. Doch Versammlungsleiter Normann 
Bordin wurde freigesprochen, das Gericht 


Straf- und Gewalttaten mit NSU-Bezug 


Aufschlüsselung nach monaten (Prozessbeginn 6. Mai 2013 
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sah keine Billigung von Straftaten. 
Ebenfalls nicht Teil der Auflistung ist 
eine Neonazi-Party, die unmittelbar nach 
dem 4. November 2011 stattfand: Im 
„Braunen Haus“ in Bad Neuenahr-Ahr- 
weiler in Rheinland-Pfalz hatte das Akti- 
onsbüro Mittelrhein zur Silvesterparty 
unter dem Motto „NSU - Jetzt knallts 
richtig.“ eingeladen. Berichtet hatte das 
antifaschistische Infobüro Rhein-Main 
unmittelbar am 31. Dezember 2011. 


26. August 2014 
Daten: Bundesregierung, Antwort auf 


Kleine Anfrage Die Linke (Drucksache 
18/2031) 
www.nsu-watch.info II 
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Enver Simsek-Gedenktag in Nürnberg 


ENVER SIMSEK (39) INÜRNBERG 
9.9.2000 VON NAZIS ERMORDET 


9.9. | 12.45 Uhr | Kundgebung in 
der Liegnitzer Straße 

zur Erinnerung an die Ermordung von 
Enver Simsek 

12.00 Uhr | Fahrradtreffpunkt Nelson- 
Mandela-Platz (Hbf Südausgang) 
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12.15 Uhr | ÖPNV-Treffpunkt Lang- 
wasser Süd 


9.9. | 18.00 Uhr | Kundgebung am 
Jakobsplatz 


Öffentliche Kritik an gesellschaftlichem 
und institutionellem Rassismus, an der 
Ermittlungsarbeit und die Kriminalisie- 
rung der Betroffenen 


Am 9.9.2000 ermordete der Nationalso- 
zialistischen Untergrund (NSU) Enver 
Simsek, weil er — wie der überwiegende 
Teil der späteren Opfer — nicht ihrer Vor- 
stellung von dem entsprach, was deutsch 
ist. 

Wir rufen dazu auf, am Jahrestag des 
ersten Mordes des NSU auf die Straße zu 
gehen, um der Ermordung Enver Simseks 
zu gedenken und um eine Auseinander- 
setzung über die gesellschaftliche Verant- 
wortung für die Entstehung des NSU und 
dessen ungestörtes Morden und die Auf- 


klärung der Beteiligung staatlicher Orga- 
ne daran einzufordern. 


Wer über Rassismus nicht reden will, 
der soll vom NSU schweigen! 


Seit November 2011 ist bekannt, dass 
diese Taten nicht, wie Politik, Polizei 
Medien und die deutsche Gesellschaft elf 
Jahre lang wie selbstverständlich annah- 
men, durch „kriminelle Ausländer“ be- 
gangen wurden, sondern durch deutsche 
RassistInnen. 

Die Entstehung des NSU kann nicht 
ohne die deutschen Zustände der 1990er 
Jahre erklärt werden. Der erstarkende Na- 
tionalismus im Zuge und Nachgang der 
deutschen Einheit und die mit der Einheit 
einhergehende vollständigen Wiederher- 
stellung der deutschen Souveränität resul- 
tierten in dem gesellschaftlichen Selbst- 
verständnis „Wir sind wieder wer“. Der 
aufflammende Rassismus, befördert 
durch die politischen Eliten — genannt sei 


„Freies Netz Süd” verboten 


Endstation Rechts zum Verbot des Freien Netz Süd 


Das Bayerische Innenministeri- 

um hat das rechtsextreme Freie 

Netz Süd (FNS) verboten. Frei- 
staat für die Ersatzorganisa- 
tion der Ersatzorganisation 
nicht zuständig 
Ritter, Jena und Schulze verwiesen in ih- 
ren Statements auf die Partei „Der Dritte 
Weg“ (DIIIW), für die weite Teile des 
FNS seit geraumer Zeit aktiv sind und 
bayernweit Stützpunkte etabliert haben. 
Das verbotene Netzwerk war zuletzt eine 
leere Hülle, von der nur die Internetseite 
verblieb. Bereits beim Novemberauf- 
marsch 2013, den die Kameradschafts- 
plattform in Wunsiedel durchzuführen 
pflegt, waren mehr Banner der in Heidel- 
berg gegründeten Partei zu sehen als 
FNS-Transparente. Der Aufmarsch am 1. 
Mai in Plauen stand ganz im Zeichen des 
„Dritten Weges“. Bis auf geänderte 
Grundfarben ähneln sich Propagandama- 
terialien von Partei und Netzwerk, oft- 
mals werden auch die gleichen Symbol- 
bilder verwendet. 

Auf Nachfrage erklärte Körner den 
Freistaat für nicht zuständig, eine juristi- 
sche Bewertung abzugeben, ob die Partei 
nicht einfach eine Ersatzorganisation des 
FNS sei. Damit dürfte zumindest das Ge- 
dankenspiel der bayerischen Neonazisze- 
ne aufgegangen sein, die Ersatzstruktur 


nur die „Das Boot ist voll“-Kampagne 
der CDU 1991 — kulminierte 1993 in der 
euphemistisch „Asylkompromiss“ ge- 
nannten, faktischen Abschaffung des 
Grundrechts auf Asyl. Erst vor diesem 
Hintergrund wird ersichtlich, wie sich 
Nazis als radikalste Vollstrecker des 
Volkswillens verstehen und ihr Selbstbe- 
wusstsein daraus ziehen konnten, das um- 
zusetzen, wovon die Mehrheitsgesell- 
schaft nur redete. In diesen gesellschaftli- 
chen Zuständen konnten sich die militan- 
ten Nazis in der Bevölkerung bewegen 
wie die Fische im Wasser. Die bis jetzt 


außerhalb Bayern zu gründen und anzu- 
siedeln und auch den eher farblosen Ex- 
NPDler Klaus Armstroff zum Parteivor- 
sitzenden zu machen, der in Bad Dürk- 
heim ansässig ist und damit ebenfalls das 
Kriterium erfüllt, nicht in Herrmanns Zu- 
ständigkeitsbereich zu wohnen. 


Entscheidender Schlag gegen die 
Szene? Kommt darauf an! 


Herrmann sah trotz der langen Dauer 
doch einen entscheidenden Schlag gegen 
die bayerische Szene. Besonders der Ver- 
lust der Immobilie schmerze der Szene 
und soll abschrecken. Wer Neonazis un- 
terstütze, müsse auch mit einem erhebli- 
chen Vermögensverlust rechnen. Sicher 
schmerzt die Szene der Verlust der Im- 
mobilie und des Versandes. Gerade das 
Haus war ein sicherer Anlaufpunkt. Man 
ersparte sich für Veranstaltungen einer 
gewissen Größe die Suche eine Gaststät- 
te. Man umging die Unsicherheit, ob der 
gefundene Wirt nicht doch noch von sei- 
nem Hausrecht Gebrauch machen und 
Veranstaltungen in letzter Minute platzen 
lassen würde. Allerdings darf man Ober- 
prex auch nicht überbewerten. Die Sze- 
nen in Niederbayern und in Schwaben 
waren nicht auf den Ort im entfernten 
Oberfranken angewiesen. In Augsburg 
und Deggendorf gibt es bekannte Wirte, 


bekannt gewordenen Mitglieder des NSU 
erfuhren allesamt ihre politische Soziali- 
sation in diesem Klima. 

Wie der Umgang mit der Mordserie des 
NSU zeigt, konnte sich die deutsche Ge- 
sellschaft auch nach dem Jahr 2000 trotz 
Rostock-Lichtenhagen, Mölln und Solin- 
gen nicht vorstellen, dass Menschen aus 
rassistischer Motivation heraus ermordet 
werden. Sonderkommissionen mit so be- 
zeichnenden Namen wie „Bosporus“ und 
„Halbmond“ ermittelten in den „Döner- 
Morden“. Auch 70 Jahre nach Auschwitz 
und unbeirrt durch mindestens 184 To- 


die ihre Räume für Veranstaltungen der 
extremen Rechten immer wieder öffnen. 
Die endgültige Einstellung des Freien 
Netz Süd dürfte dagegen nicht schmer- 
zen, war es doch nur eine leere Hülle. Da 
keine Einzelkameradschaften von dem 
Verbot betroffen sind, kann man Aktionen 
unter dem alten Namen fortführen, als 
„Dritter Weg“ oder sich eine neue Akti- 
onsform ausdenken. Und da es kein offi- 
zielles Logo gab, gibt es wohl auch kein 
verbotenes Zeichen, dessen Tragen straf- 
rechtliche Konsequenzen nach sich zieht. 
Die anwesenden Fachjournalisten waren 
sich nach der Pressekonferenz im Innen- 
ministerium nicht einmal sicher, ob es 
sich für das FNS lohne, gegen das Ver- 
einsverbot vorzugehen. Man rechnete 
eher damit, die ganze Energie in die 
Rückgewinnung der Immobilie zu ste- 
cken. Eine erste Stellungnahme, veröf- 
fentlicht beim „Dritten Weg“, legt zumin- 
dest nahe, dass dort das Hauptaugenmerk 
der Neonazis liegen könnte. 
Entscheidend für einen empfindlichen 
Schlag gegen die Szene wird sein, ob das 
Verbot nun strafrechtliche Konsequenzen 
nach sich zieht und wenn ja — für wen. 
Körner sprach von 18 Verfahren wegen 
der Fortführung der FAF., wovon zehn zu 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen ge- 
führt hätten. Er schloss aber auf Nachfra- 
ge weitere Verfahren nicht aus. Sind nur 
Fischer, Kempken und eine kleiner Kreis 
betroffen, wird die Szene damit leben 
können, zumal Fischer Mittelfranken ver- 
lässt und nach Informationen des Blogs 
„Störungsmelder“ nach Brandenburg 
zieht. Belangt man dagegen die zweite 
Führungsebene und maßgebliche Aktivis- 
ten, also auch den Teil, die nun die Struk- 
tur der Partei „Der Dritte Weg“ in Bayern 
bilden, wird man die Kader zumindest be- 
schäftigen und ablenken. Aber wie bei al- 
len Verboten gilt, man kauft sich damit 
hauptsächlich etwas Zeit. Ob man diese 
dann auch nutzt, ist eine andere Frage. 
Zuerst erschienen auf ENDSTATION 
RECHTS.-Bayern I 


desopfer rassistischer Gewalt seit 1990 
hielt man an dem Bild fest: Deutsche tun 
so etwas eben nicht und haben so etwas 
noch nie getan. 

Die Frage, warum der NSU unentdeckt 
morden konnte, verweist somit auf die 
Kontinuität des gesellschaftlichen Rassis- 
mus in Deutschland und damit auf die 
Mitte der Gesellschaft selbst. 


Wer über Rassismus nicht reden will, 
der soll vom NSU schweigen! 


http://schweigendurchbrechen.blogsport.de 
/ 
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:flucht und migration 
Krieg 


jetzt vorbereitet werden 


PRO ASYL fordert die Bundesregierung 
und die EU-Staaten auf, die Aufnahme 
einer großen Zahl von Flüchtlingen aus 
dem Irak vorzubereiten. Angesichts hun- 
derttausender im nördlichen Irak herum- 
irrender und mehr als 500 000 im kurdi- 
schen Nordirak provisorisch unterge- 
kommener Flüchtlinge muss die Bundes- 
regierung jetzt handeln. 

„Es darf nicht wieder dazu kommen, 
dass Jahre damit vertan werden, auf stabi- 
lere Verhältnisse zu hoffen und auf die 
Karte „humanitäre Hilfe statt Flüchtlings- 
aufnahme“ zu setzen‘, so Bernd Mesovic, 
stellvertretender Geschäftsführer von 
PRO ASYL. 

Das müsse eine der Lehren aus dem 
quälend langsam angelaufenen Aufnah- 
meprogramm für syrische Flüchtlinge 
sein. Über zwei Jahre dauerte es nach 
dem Ausbruch des syrischen Bürgerkrie- 
ges bis es zur Aufnahme einer relevanten 
Zahl von Flüchtlingen aus Syrien kam. 
Nicht nur angesichts der barbarischen 
Verfolgung religiöser Minderheiten durch 
die IS-Jihadisten müssen diesmal schnel- 
ler Maßnahmen ins Auge gefasst werden 
— bis hin zur direkten Evakuierung. 

Wie in der Zeit nach Ausbruch des Bür- 
gerkrieges in Syrien werden Irakflüchtlin- 


ım Irak 


Flüchtlingsaufnahmeprogramm muss 


ge zunächst überwiegend da- 
rauf hoffen, vorübergehend 
in einem Erstaufnahmestaat 
oder einer aktuell noch siche- 
ren Region im Irak unterzu- 
kommen, um, sobald sich die 
Sicherheitslage verbessert, 
selbst in ihre Heimat zurück- 
kehren zu können. Das Beispiel Syrien 
hat jedoch gezeigt, dass bei einer Fort- 
dauer des Konfliktes viele Menschen aus 
der insgesamt immer unsicherer werden- 
den Region zu fliehen versuchen. 

Die Erstaufnahmestaaten der Region, 
die bereits viele Hunderttausende syrische 
Flüchtlinge beherbergen, haben teilweise 
bereits erkennen lassen, dass mit einer 
vergleichbaren Offenheit ihrer Grenzen 
für Schutzsuchende diesmal nicht zu rech- 
nen ist: Seit Freitag letzter Woche hat die 
Türkei die Grenze für Flüchtlinge mit ira- 
kischen Pässen geschlossen. Unter ande- 
rem für irakische Turkmenen und Jesiden 
will die Türkei im Nordirak weitere Lager 
einrichten helfen. 

Nach Angaben des türkischen Innenmi- 
nisteriums leben knapp 1,4 Millionen sy- 
rische Flüchtlinge in der Türkei. Die Lage 
auch für diese wird immer schwieriger. 
Erst vor wenigen Tagen hat ein UNHCR- 


Rassismus 
verursacht tödliche 
Verhaltensweisen. 


Rassismus enthält vergiftende Inhaltsstoffe wie menschenfeindliche Einstellung 
und soziale Verantwortungslosigkeit. Gegen Abhängigkeit und Gebrauch hilft der 


Einsatz des Denkvermögens. 


PRO ASYL 


www,proasyl.de | DER EINZELFALL ZÄHLT 


Sprecher bilanziert, die Türkei und 
UNHCR seien am syrischen Flüchtlings- 
problem gescheitert. Der Politik der offe- 
nen Tür sei keine Integration in die türki- 
sche Gesellschaft gefolgt. 

In den deutschen Asylstatistiken schla- 
gen sich die jüngsten Ereignisse im Irak 
noch kaum nieder. Mit lediglich 2076 
Asylsuchenden im ersten Halbjahr 2014 
steht der Irak als Herkunftsland nur auf 
Platz 10. Das aber kann sich, so die Er- 
fahrung aus der Syrien-Flüchtlingskrise, 
binnen weniger Monate ändern. Ein ef- 
fektives Aufnahmeprogramm der EU 
sollte auch dafür sorgen, dass Flüchtlinge, 
die schlimmste Erlebnisse hinter sich ha- 
ben, nicht den riskanten Versuch unter- 
nehmen müssen, auf Booten über das 
Mittelmeer oder auf anderen riskanten 
Routen die Region zu verlassen. 

Ouelle: http://www.proasyl.de 
Presseerklärung, 12.08. 2014 M 


Pro-NRW-Vize Hauer gegen 
Blogsport: Gericht teilt Kosten 


Im Verfahren Hauer gegen Blog- 

sport wog das Landgericht Essen 

die Persönlichkeitsrechte des Klä- 
gers mit dem Recht auf freie Presse ab 
und entschied, dass die Veröffentlichung 
des einen Fotos zulässig, die des anderen 
aber unstatthaft gewesen sei. Die Kosten 
des Rechtsstreits wurden gegeneinander 
aufgehoben, das heißt gleichmäßig auf 
beide Parteien verteilt. 

Im Mai hatte der stellvertretende Vor- 
sitzende der rechtsextremen Partei „Pro 
NRW“, Kevin Gareth Hauer, Klage gegen 
Blogsport eingereicht. Der Provider hätte 
sich geweigert, zwei Fotos entfernen zu 
lassen, die seine Persönlichkeitsrechte 
verletzen. Auf dem einen posiert Hauer in 
einem Verbindungshaus mit einem groß- 
formatigen, gerahmten Hitlerbild. Das an- 
dere zeigt ihn mit emporgerecktem Arm 
in einer Position, die an den “deutschen 
Gruß“ erinnert. 

Für das Foto, das Hauer mit Hitlergruß 
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zeigt, war hierbei die Behauptung aus- 
schlaggebend, dass es bereits 15 Jahre alt 
sei. Außerdem präsentiere es den Kläger 
in privater, geringwertig wirkender Um- 
gebung ohne Oberbekleidung. Nach Ein- 
schätzung der Kammer sei es ohne Wis- 
sen und Wollen des Abgebildeten ins In- 
ternet gelangt. Der mit der Wiederveröf- 
fentlichung verbundene Einbruch in seine 
persönliche Sphäre verletze somit den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 
Anders sei es jedoch mit dem zweiten 
Bild bestellt, aus welchem inhaltlich her- 
vorgehe, dass es der Kläger „noch 2008 
für angemessen“ hielt, in Dritten zugäng- 
lichen Räumen ein großformatiges Foto 
von Adolf Hitler in die Kamera zu halten. 
Aufgrund von Hauers Kandidatur zum 
Europaparlament müsse es dem interes- 
sierten Wähler und Internetnutzer ermög- 
licht bleiben, sich über die politische Ein- 
stellung des Kandidaten ein „Bild“ zu 
machen. Hierbei sei zum Nachteil des 


Klägers auch zu berücksichtigen, dass 
seine Partei „Pro NRW“ als rechtsextrem 
beurteilt wird, weshalb das Foto als poli- 
tische Aussage von „erheblichem öffentli- 
chem Interesse“ sei. 

Blogsport kommt aufgrund des Be- 
schlusses mit Kosten von etwa 1500 Euro 
aus dem Verfahren. Für den Kläger Kevin 
Gareth Hauer fallen zusätzlich noch die 
Gebühren des von ihm zurückgezogenen 
einstweiligen Verfügungsantrags an — ins- 
gesamt etwa 2500 Euro. 

Interview mit der jungen Welt: 
http://www.jungewelt.de/2014/08- 
06/036.php 

Soli-Konto: 
http://blogsportsoli.noblogs.org 

Mit Dank an die Unterstützung des 
Hartmut-Meyer-Archivs bei den Recher- 
chen zum Fall: http://www.nrw.vvn- 
bda.de/hma.htm 


Grüne & Linke: Steht zu Euren 
Versprechen beim Flüchtlingsschutz! 


Am 19. September kommt es im deut- 
schen Bundesrat zu einer Entscheidung, 
die wegweisend für die deutsche Flücht- 
lings- und Asylpolitik sein wird. Die 
Bundesregierung möchte Mazedonien, 
Serbien und Bosnien-Herzegowina als so 
genannte „sichere Herkunftsstaaten“ ein- 
stufen. In so deklarierten Ländern droh- 
ten Menschen angeblich weder politische 
Verfolgung noch unmenschliche oder er- 
niedrigende Bestrafung oder Behand- 
lung. 

Sollte es dazu kommen, werden Asyl- 
anträge von Bürgerinnen und Bürgern aus 
Bosnien, Serbien und Mazedonien in Zu- 
kunft vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge als offensichtlich unbegrün- 
det abgelehnt werden. Das Herkunftsland 
für die Schutzsuchenden sei schließlich 
sicher. 

Doch das trifft nicht für alle Menschen 
in den Ländern zu. Denn es gibt Men- 
schenrechtsverletzungen in den drei Staa- 
ten des Westbalkans. Diese Tatsache lässt 
diese Einstufung als „sichere Herkunfts- 
staaten“ auf keinen Fall zu. Angehörige 
der Roma werden diskriminiert. In Ser- 


bien zum Beispiel leben viele Roma-Fa- 
milien in informellen Siedlungen am 
Rande der Gesellschaft - meist ohne Zu- 
gang zu Bildung, Wasser oder Elektrizi- 
tät. Sie sind vielfach von rechtswidrigen 
Zwangsräumungen bedroht. 

All dies ist relevant, wenn entschieden 
wird, ob ein Mensch verfolgt wird und 
daher Recht auf Asyl hat. Mazedonien, 
Serbien und Bosnien-Herzegowina dür- 
fen daher nicht zu „sicheren Herkunfts- 
staaten‘ ernannt werden. Amnesty Inter- 
national lehnt das Konzept zudem grund- 
sätzlich ab: Jeder Mensch hat das Recht 
auf ein individuelles Asylverfahren — un- 
abhängig von seiner Herkunft. 

Jetzt kommt es auf Bündnis 90/Die 
Grünen und die Linke an. Ihre Vertrete- 
rInnen in den Landesregierungen haben 
bei der bisherigen Befassung im Bundes- 
rat dafür gesorgt, dass es noch nicht zu ei- 
ner Zustimmung kam. Doch Medienbe- 
richten zufolge sind einige Landesregie- 
rungen Wackelkandidaten. Sie müssen 
auch bei der entscheidenden Abstimmung 
am 19. September standhaft bleiben. 

Helfen Sie uns und fordern Sie wichti- 


ge PolitikerInnen der Grünen und Lin- 
ken* auf, nicht umzufallen. Beteiligen Sie 
sich jetzt an unserer Online-Aktion zur 
Unterstützung unseres Briefes! Und wenn 
Sie Kontakte zu Parteimitgliedern der 
Grünen und Linken haben, bitten Sie die- 
se, unsere Aktion in ihren Kreisen zu 
streuen. Zeigen Sie den Grünen und Lin- 
ken, dass wir sie beobachten! 
* Die Adressaten und Adressatinnen die- 
ser Online-Aktion sind PolitikerInnen 
der Parteien Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke aus den Ländern Baden-Würt- 
temberg, Brandenburg, Bremen, Hessen, 
Niedersachen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein. Darunter befinden 
sich der Ministerpräsident des Landes 
Baden Württemberg, die innen- und asyl- 
politischen SprecherInnen sowie Frakti- 
ons- und Landesvorsitzende beider Par- 
teien. Amnesty International sammelt die 
Unterschriften und wird Sie den Adressa- 
ten und Adressatinnen zukommen lassen. 
amnesty internationalm, Petition 
http://action.amnesty.de/l/ger/p/dia/ac- 
tion3/common/public/?action_KEY= 973 
3kd-IM 


Gericht schützt jesidischen 
Flüchtling 


18-Jähriger aus dem Irak klagt ge- 
gen Migrations-Behörde - mit Erfolg 
Die zugespitzte politische Lage im Irak 
und die massive Verfolgung der Jesiden 
durch die islamistische Miliz IS wirken 
sich zunehmend auch auf Asylentschei- 
dungen deutscher Behörden und Gerich- 
te aus. In einem gestern bekannt gewor- 
denen Urteil hat das Verwaltungsgericht 
Hannover das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) dazu verpflich- 
tet, einen 18-jährigen Jesiden aus dem 
Irak als Flüchtling anzuerkennen (Az. 6 
A 9853/14). Das Bundesamt hatte den 
Asylantrag des Mannes im Juni abge- 
lehnt, weil es zum damaligen Zeitpunkt 
keine ausreichende Bedrohung der jesidi- 
schen Bevölkerung im Irak sah. Gegen 
den Bescheid hatte der 18-Jährige ge- 
klagt. 

Das Gericht sei nun zu der Auffassung 
gelangt, dem Kläger drohe bei einer 
Rückkehr „mit überwiegender Wahr- 
scheinlichkeit“ eine an den Glauben an- 
knüpfende Gruppenverfolgung, erläuterte 
ein Sprecher. Die Gewalttaten des IS hät- 
ten eine Massenflucht der jesidischen Be- 
völkerung in die Türkei und vor allem in 
die kurdischen Autonomiegebiete des 
Irak ausgelöst. Innerhalb des arabischen 
Landes hätten die Jesiden keinen Schutz, 
weil die Fluchtwege in die kurdischen 


Autonomiegebiete durch die IS-Kämpfer 
abgeschnitten seien. Außerdem könnten 
die Autonomiegebiete selbst wegen der 
Bedrohung durch die Milizen nicht als 
dauerhaft sicher angesehen werden. 

Gegen das Urteil kann das Bundesamt 
Berufung beim niedersächsischen Ober- 
verwaltungsgericht beantragen. Dass die 
Behörde dieses Rechtsmittel einlegt, wur- 
de gestern allerdings als unwahrschein- 
lich angesehen. Nach Angaben des Bun- 
desinnenministeriums geht das Bundes- 
amt inzwischen von Schutzbedarf für Je- 
siden und andere Bevölkerungsgruppen 
aus dem Irak aus. Bereits seit dem 16. 
Juni würden keine negativen Asylent- 
scheidungen für Iraker mehr getroffen, 
hieß es. Bereits gefällte ablehnende Ent- 
scheidungen würden zunächst zurückge- 
stellt. 

Allein beim Verwaltungsgericht Han- 
nover sind noch rund 50 Verfahren anhän- 
gig, die aus dem Irak stammende Jesiden 
betreffen. (epd) 

Dass das Bundesamt Rechtsmittel ein- 
legt, gilt als unwahrscheinlich. 

Das Urteil im Volltext: 
http://www.rechtsprechung.niedersach- 
sen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml 
?doc.id=MWRE140002184&st=null&sh 
owdoccase=1&paramfromHL>=true#fo- 
cuspoint 

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein I 


Brandanschlag auf 
Flüchtlingsunterkunft in 
Hannover 


In der Nacht zum Dienstag (26.08.14) ist 
in Hannover/Bothfeld ein Feuer am Roh- 
bau einer künftigen Flüchtlingsunter- 
kunft ausgebrochen. Die Polizeidirektion 
Hannover geht in einer Pressemitteilung 
davon aus, dass das Feuer durch einen 
vorsätzlichen Brandanschlag verursacht 
wurde. Damit würde sich die Tat in eine 
beängstigend lange Reihe von Anschlä- 
gen einreihen, welche in letzter Zeit aus 
einem flüchtlingsfeindlichen Hintergrund 
hervorgingen. So kam es allein im ersten 
Halbjahr 2014 zu 34 dokumentierten An- 
schlägen auf Flüchtlingsunterkünfte, da- 
runter 18 Brandschläge (siehe PRO 
ASYL vom 07.07.14). 

Politik und Zivilgesellschaft sind gefor- 
dert, nicht nur Brandanschläge und weite- 
re Gewalt gegen Flüchtlinge zu verurtei- 
len, sondern darüber hinaus — durch prak- 
tische Solidarität mit Flüchtlingen und die 
Schaffung einer vourteilsfreien Willkom- 
menskultur — Rassismus, Chauvinismus 
und Ressentiments jeglicher Art entge- 
genzutreten. Zudem muss der Brand in 
Hannover auf ein potenziell rassistisch 
motiviertes Motiv hin untersucht und lü- 
ckenlos aufgeklärt werden. Dabei darf der 
Kontext bürgerlicher Proteste gegen die 
entstehende Unterkunft nicht verschwie- 
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gen werden. Der Bothfelder Bezirksbür- 
germeister Harry Grunenberg (SPD) 
schilderte im Oktober vergangenen Jahres 
gegenüber der taz, welch reaktionäre, 
rechtspopulistische Abgründe sich bspw. 
bei Bürger _innenversamlungen zum ge- 
planten Bauprojekt auftaten. Sollte sich 
herausstellen, dass der Anschlag aus ras- 
sistischen Beweggründen begangen wur- 
de, muss auch die Frage erlaubt sein, ob 
die angeheizte, chauvinistische Stim- 
mungsmache einiger Bothfelder innen 
gegen scheinbare „Sozialschmarotzer_in- 
nen“ und „Kriminelle“ nicht als geistige 
Brandstiftung zu bewerten sein kann. Wir 
werden die weitere Entwicklung in jedem 
Fall intensiv beobachten. 
http://www.nds-fluerat.org/14269/aktu- 
elles/brandanschlag-auf-fluechtlingsun- 
terkunft-in-hannover/ 


Bewegungsfreiheit für alle! 
Abschiebung tötet! 


„Die ehemalige NATO — Kaserne lag 
versteckt und geheimnisvoll im Wald auf 
den Hügeln des Vorsauerlandes, 30 km 
südlich von Paderborn. Seit 1994 ist da- 
raus die Abschiebehaftanstalt Büren für 
530 männliche und weibliche Insassen 
geworden. Im Wege der Vollstreckungs- 
zuständigkeit wird seit 2007 auch Straf- 
haft vollzogen.“ 

So beschreibt die JVA Büren ihren 
doch so romantischen Abschiebeknast. 
Doch nun Schluss mit dem Versteckspie- 
len. Wir sind gegen Abschiebehaft und 
bringen das Thema auf die Straße. 

Prof. Dr. Schmidt-Räntsch vom Bun- 
desgerichtshof sagt, dass 85-90% der In- 
haftierten unrechtmäßig in der BRD in 
Abschiebehaft sind. 

Das ist ein Skandal! Säßen im Bereich 
der Strafhaft 90% der inhaftierten Men- 
schen ohne richtigen Beschluss im Ge- 
fängnis, wäre der Aufschrei sicherlich 
groß. Im Bereich der Abschiebehaft hin- 
gegen gehen diese Zahlen nicht durch die 
Medien. 

Doch warum werden überhaupt Men- 
schen in Abschiebehaft genommen? 

Menschen sollen sicher abgeschoben 
werden entweder innerhalb Europas oder 
darüber hinaus. Hierbei werden Men- 
schenrechte beschnitten. Rechte wie Be- 
wegungsfreiheit, die Würde des Men- 
schen oder das Recht auf Asyl gibt es für 
die Geflüchteten nicht. 

Trotz staatlicher und militärischer Re- 
gulierungsversuche lassen sich Migration 
und ihre erzwungene Form, die Flucht, 
nicht verhindern. Menschen versuchen 
trotzdem, ihr Ziel zu erreichen: ein Leben 
in Sicherheit. 

Doch während die BRD Menschen- 
rechte predigt, ist der Umgang mit Mi- 
grant*innen in Deutschland geprägt von 
Rassismus, Behördenwillkür, Zwang und 
Gewalt. Durch die Residenzpflicht in ih- 
rer Bewegungsfreiheit eingeschränkt, 
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durch Arbeitsverbot zum Nichtstun ver- 
dammt und ständig von der Abschiebung 
bedroht, sind Geflüchtete gezwungen, ein 
prekäres und entwürdigendes Leben zu 
führen. Ein wesentliches Instrument der 
Gewalt und Abschreckung ist die Ab- 
schiebehaft, wie sie in Büren seit nun- 
mehr 20 Jahren vollstreckt wird. 

Mit rassistischer Stimmungsmache be- 
reiten Politiker*innen und Medien den 
Boden für Neonazis und organisierten 
Bürgermob bei der Jagd auf Geflüchtete 
und Migrant*innen. 113 Angriffe oder 
rassistische Aktionen gegen Lager nur im 
Jahr 2013 berichtet das Internetportal 
„Monitoring Agitation Against Refugees 
in Germany“. Das BKA hingegen zählt 
nur eindeutig rechtsextrem motivierte 
Straftaten auf. So sprechen sie von niedri- 
geren Zahlen und berichten trotzdem von 
mehr als einer Verdoppelung von 24 zu 
58 Vorfällen im Vergleich vom Jahr 2012 
zu 2013. Die Rede von „Flüchtlingswel- 
len” und „Massen”, die angeblich in „un- 
sere” Sozialsysteme einwandern und zu 
einer Gefahr für Staat und Gesellschaft 
werden, ist rassistisch und trotz jeder 
Realität. Stattdessen brauchen wir eine 
„echte“ Willkommenskultur, die es allen 
Menschen ermöglicht, friedlich hier zu 
leben. 

Immer wieder gelingt es Geflüchteten, 
mit spektakulären Aktionen den öffentli- 
chen Blick auf ihre Situation zu lenken. 
Mit Karawanen und Märschen, mit Hun- 
gerstreiks und Platzbesetzungen machen 
sie deutlich, dass sie sich ihr Recht auf 
ein Leben in Würde nicht mit dem Poli- 
zeischlagstock nehmen lassen. 


Demonstration am 30. August 2014 
um 12:00 Uhr am Hauptbahnhof in 
Paderborn 

http://goezelt.blogsport.eu/ 

https: //www.facebook.com/RefugeeProtestGoettingen 


http://buerendemo.blogsport.de/ 


Mare Nostrum: Italien - EU 
einigen sich auf Stop und 


neues Frontex 

Die italienische Tageszeitung La Stampa 
berichtet, dass die italienische Regierung 
und die EU-Kommission sich auf einen 
Stop von Mare Nostrum geeinigt hätten. 
Die italienische Marine-Operation Mare 
Nostrum hat bislang über 100000 Boat- 
people das Leben gerettet. Mehrheitlich 
handelt es sich um Flüchtlinge aus Syrien 
und dem Horn von Afrika. 

Die italienisch-europäische Einigung 
sieht demnach folgendes vor: „Mare Nos- 
trum 2“ oder „Frontex 2“ werden aus ita- 
lienischen, spanischen und französischen 
Kräften gebildet und von deutschen und 
finnischen Kräften unterstützt. Sie operie- 
ren nicht mehr in internationalen Gewäs- 
sern bis vor die libysche Küste — wie bis- 
lang Mare Nostrum — sondern werden 
sich in italienisch-maltesische Gewässer 
zurückziehen. 


Welche Meereszonen genau gemeint 
sind, geht aus dem Bericht nicht hervor. 
Die territorialen Küstengewässer stim- 
men nicht mit den ausgedehnten Meeres- 
rettungszonen überein. 

Falls diese Einigung tatsächlich erfolgt 
ist und wie angekündigt im Laufe des 
September / Oktober 2014 offiziell von 
den EU-Gremien beschlossen wird, wer- 
den ab Herbst 2014 in voller Verantwor- 
tung der EU noch viel mehr Boat-people 
im Kanal von Sizilien sterben. Bis jetzt 
sind dort in diesem Jahr laut Menschen- 
rechtsgruppen 2000 Bootsflüchtlinge er- 
trunken. Zugleich wird die Militarisie- 
rung des zentralen Mittelmeers — gegen- 
über Libyen und der Sahara — weiter zu- 
nehmen. 
http: / /ffm-online.org 

Forschungsgesellschaft Flucht und Mi- 
gration eV. WM 


Endet die Operation „Mare 
Nostrum”? 


Italien und EU verhandeln in Brüssel 
überFlüchtlingsrettung im 
Mittelmeer 

Über 1900 Tote im Jahr 2014: PRO 
ASYL fordert die sofortige Ausweitung 
und Europäisierung der Seenotrettung 
Heute treffen sich in Brüssel EU-Innen- 
kommissarin Cecilia Malmström und der 
italienische Innenminister Angelino Alfa- 
no, um über die Fortführung der Rettung 
schiffsbrüchiger Flüchtlinge im Mittel- 
meer zu verhandeln. Italien droht, die 
Militäroperation „Mare Nostrum“ im 
Oktober zu beenden: Das Land sei nicht 
mehr in der Lage, diesen Einsatz, der be- 
reits tausenden Flüchtlingen das Leben 
rettete, zu finanzieren. Mehrfach hat 
Rom die EU- Kommission und die Mit- 
gliedstaaten um Hilfe gebeten, mehrfach 
wurde diese abgelehnt. PRO ASYL be- 
fürchtet, dass am Ende der Verhandlun- 
gen eine Art „Mare Nostrum light“ ent- 
stehen könnte, mit der fatalen Konse- 
quenz, dass noch weniger Menschen ge- 
rettet werden. 

„Das Feilschen um die Seenotrettung 
zeigt, dass das Leben von Flüchtlingen im 
Mittelmeer nur eine untergeordnete Rolle 
in der europäischen Flüchtlingspolitik 
spielt“, so Karl Kopp, Europareferent von 
PRO ASYL. 

Trotz der noch laufenden Seenotret- 
tungsaktion steigt die Todesrate im Mit- 
telmeer dramatisch. Der Flüchtlingskom- 
missar der Vereinten Nationen meldete 
gestern über 1900 Tote im zentralen Mit- 
telmeer in diesem Jahr — 1600 Flüchtlinge 
starben allein in den letzten drei Monaten. 

PRO ASYL fordert, dass die Seenotret- 
tung sofort ausgeweitet und gesamteuropä- 
isch finanziert und organisiert wird. Nur so 
kann das Massensterben vor Europas Süd- 
grenze beendet werden. PRO ASYL for- 
dert zudem ein europäisches Rettungspro- 
gramm, das den zehntausenden Schutzsu- 


chenden, die auf der Flucht in Libyen ge- 
strandet sind, die Überfahrten nach Italien 
erspart. Die EU-Staaten sollten Flüchtlinge 
zügig aus dem libyschen Transit evakuie- 
ren. Angesichts der eskalierenden Gewalt 
in Libyen wird die Situation der Flüchtlin- 
ge dort immer dramatischer. Staatsangehö- 
rige der EU-Mitgliedstaaten wurden in den 
letzten Wochen umsichtig und schnell au- 
Ber Landes gebracht. Nach UNHCR-An- 
gaben sind in diesem Jahr 108000 Boots- 
flüchtlinge in Italien angekommen. Fast 
die Hälfte der Schutzsuchenden flohen aus 
Eritrea und Syrien. 

Italien fordert, dass sich die EU und die 
Mitgliedstaaten an den Kosten beteiligen 
und „Mare Nostrum“ durch eine multina- 
tionale Operation abgelöst wird. Circa 9 
Millionen Euro pro Monat kostet der lau- 
fende Einsatz — 108 Millionen Euro im 
Jahr, auf die EU-Einwohnerzahl umge- 
rechnet etwa 20 Cent pro Kopf. Angeb- 
lich fehlt dieses Geld. Es ist jedoch kein 
Geheimnis, dass die EU-Innenminister 
„Mare Nostrum“ in erster Linie als „Pull- 
Faktor“ ansehen: Mehr Flüchtlinge wür- 
den die Überfahrt wagen, seit Italien 
Bootsflüchtlinge verstärkt rettet, so die 
zynische Sichtweise. 

Pro Asyl, 27. August 2014 I 


Schluss mit dem 
Kopfgeldhandel und wider- 
rechtlichen Abschiebungen 
von Geflüchteten 

Abschiebung ist Folter und Mord 
Schluss mit Polizeigewalt und juristi- 


scher Willkür gegen Flüchtlinge und 
Aktivisten 


Zur Gerichtsverhandlung von Mah- 
diyeh Tayefh Kalhori vor dem Amtsge- 
richt Berlin am 26.08.2014 

Am morgigen Dienstag, den 26. August 
2014 wird am Amtsgericht Berlin/Tier- 
garten (Gebäude Kirchstr. 6, Saal 1104) 
die zweite Verhandlung gegen Mahdiyeh 
Tayefh Kalhori wegen ihrer Teilnahme 
am Protest in der nigerianischen Bot- 
schaft am 15. Oktober 2012 stattfinden. 
Das erste Verfahren gegen Mahdiyeh 
wurde im August 2013 von Richter Jens 
Pluger ausgesetzt, um gegen den vehe- 
menten Widerstand des (damals noch zu- 
ständigen) Staatsanwaltes Markus Wink- 
ler eine Ladung des für den Strafantrag 
verantwortlichen, stellvertretenden Bot- 
schafters der nigerianischen Botschaft 
Herrn R. Shehu zu erwirken, damit dieser 
konkrete Stellung zu den Ereignissen be- 
ziehen kann. 

Mahdiyeh hatte bereits anlässlich ihres 
ersten Verfahrens eine eindeutige politi- 
sche Erklärung zu Protokoll des Verfah- 
rens abgegeben, in der sie bereits die 
Ignoranz des Gerichtes gegenüber ihrer 
Person angeprangert und die routinemäßi- 
ge juristische Repression gegen den be- 
rechtigten politischen Protest als Verbre- 


chen gebrandmarkt yEREINT GEGEN ABSCHIEBUNG UND SOZIALE AUSGRENZUNG 
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hat. Ihre Erklärung 
steht in einer ganzen 
Reihe von Stellung- 
nahmen gegen die 
willkürliche juristi- 
sche Verfolgung der 
an den Protesten in 
und vor der nigeria- 
nischen Botschaft 
beteiligten Men- 
schenrechtsaktivis- 
ten, welche reihen- 
weise mit haltlos re- 
pressiven Strafbefeh- 
len überzogen wor- 
den sind: 

Thomas Ndindah; 
Mbolo Yufanyi Mo- 
vuh; Claudio Felizia- 
no; Hatef Soltani; 
Azhin Assadi; meh- 
rerer angeklagter Ak- 
tivisten aus Schwä- 
bisch Gmünd; Rex 
Osa 

Durch den Wider- 
stand gegen diese an- 
dauernde juristische 
Verfolgung mit Ver- 
öffentlichung der 
Hintergründe des be- 
reits über Jahre mit 
unterschiedlichen 
Protestformen andauernden Kampfes ge- 
gen die widerrechtliche und korrupte Ab- 
schiebepraxis deutscher Abschiebebehör- 
den mit der nigerianischen (und anderen) 
Botschaften, mit Präsentation eigener Vi- 
deodokumentationen vom Geschehen, 
mit kontinuierliche Berichterstattung über 
den Verlauf der einzelnen Prozesse sowie 
durch die Konfrontation der unterschied- 
lichen Richter mit beharrlichen Nachfra- 
gen (insbesondere der geladenen Polizei- 
beamten) konnte letztlich ein Abrücken 
der Staatsanwaltschaft Berlin von ihrer 
Verfolgungsmentalität erreicht werden). 

Entgegen der ursprünglichen Intention 
des Richters Jens Prugel bei der Ausset- 
zung des ersten Verfahrens gegen Mah- 
diyeh Tayefh Kalhori, den stellvertreten- 
den Botschafter der nigerianischen Bot- 
schaft als Zeuge vor Gericht befragen zu 
wollen, ist Herr R. Shehu laut Ladungs- 
protokoll für den morgigen Verhand- 
lungstermin nicht geladen worden. 

Wir laden alle Geflüchteten, Aktivisten 
und antirassistische Unterstützer_innen 
ein, Mahdiyeh auch in diesem Prozess zu 
begleiten und durch Anwesenheit im Ge- 
richt solidarische Unterstützung zu leis- 
ten. 

Der Prozess findet vor dem Amtsge- 
richt Berlin/Tiergarten statt: Adresse: 
Kirchstraße 6, 10557 Berlin/Moabit Ge- 
richtssaal: 1104 26. August 2014 um 9:30 
Uhr 

The VOICE Refugee Forum Germany 
Pressemitteilung vom 25.08.2014 I 
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Der Unterschied zwischen 
dem Schlagwort „Integrati- 
on” auf dem Papier und in 
der Realität 


Miloud Lahmar Cherif, ein 
algerischer Flüchtling in Deutschland 
seit Dezember 2009. 


Ich bin verheiratet und meine Frau stammt 
aus der Ukraine, wir haben ein Kind und 
leben aktuell noch in Meiningen. Ich bin 
Menschenrechtsaktivist für die Rechte 
von Flüchtlingen und MigrantInnen im 
Voice Refugee Forum seit 2010. 

Ich habe bereits zwei Deutschkurse ab- 
solviert — einen, an der Volkshochschule 
Suhl, der Ende 2011 begann sowie einen 
zweiten an der Technischen Universität 
Ilmenau Ende 2012. Beide Kurse wurden 
privat und solidarisch durch Spenden fi- 
nanziert. Im Wintersemester 2013 habe 
ich mein Informatikstudium (Bachelor- 
studiengang) an der TU Ilmenau begon- 
nen, nachdem ich alle notwendigen Un- 
terlagen zur Zulassung für ein Studium an 
jeder Universität Deutschlands einge- 
reicht hatte. Darüber hinaus wurde mir 
auf entsprechende Bewerbung hin ein Sti- 
pendium einer renommierten deutschen 
Stiftung gewährt. Nach 2 Semestern Stu- 
dium an der TU Ilmenau habe ich mich 
dazu entschlossen, mein Studium an der 
Friedrich-Schiller-Universität (FSU) Jena 
fortzusetzen. Ende Juni und in nur 3 Ta- 
gen, nachdem ich meine Unterlagen bei 
der FSU eingereicht hatte, erhielt ich de- 
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ren Zulassung zum Studium in Jena. 
Hiermit beantragte ich meine Exmatriku- 
lation von der TU Ilmenau, welche nur 
wenige Minuten in Anspruch nahm. Ich 
kann nur betonen, dass alle meine Forma- 
litäten von beiden Universitäten in Jena 
und Ilmenau sehr zügig und wohlwollend 
bearbeitet worden sind ... obwohl beide 
Verwaltungen mehrere tausend Studenten 
betreuen müssen — sowohl jene, die aktu- 
ell studieren, als auch solche, die ihr Stu- 
dium erst noch beginnen wollen. 

Es dürfte Ihnen/Euch ja sicherlich be- 
kannt sein, dass ein Asylbewerber wie ich 
eine Bestätigung sowohl der Ausländer- 
behörde (ABH) in Meiningen, als auch 
der in Jena benötige, um meinen Wohn- 
sitz von der einen in die andere Stadt 
wechseln zu dürfen. 

Als erstes habe ich also gemeinsam mit 
einem Freund aus dem BREAK ISOLA- 
TION Netzwerk die ABH in Jena aufge- 
sucht, wo mir von der zuständigen Sach- 
bearbeiterin Frau Kaßler mitgeteilt wurde, 
dass ich meinen Antrag auf Wohnort- 
wechsel bei der ABH in Meiningen zur 
formalen Entscheidung einreichen müsse 
und dass ihre Behörde dann eine entspre- 
chende Anfrage zusammen mit meiner 
Akte erhalten werde. Nach Einreichung 
des Antrages wurden meine Unterlagen 
dann von der ABH in Meiningen am 
22.07.2014 nach Jena geschickt. Am 
07.08.2014 habe ich dann die Teamleiterin 
der ABH Jena Frau Gerda Horatscheck 
angerufen, welche mir mitteilte, dass mei- 
ne Unterlagen seit dem 01.08.2014 auf ih- 
rem Schreibtisch lägen, sie aber noch 
nichts über meinen Fall wisse. 

Schon zu diesem Zeitpunkt konnte man 
erkennen, wie langsam die ABH Jena im 
Vergleich mit den Verwaltungen der Uni- 
versitäten in Jena und Meiningen arbeitet. 
In diesem Telefonat hat Frau Horatscheck 
übrigens Wert darauf gelegt zu betonen, 
dass ich immer noch nur geduldet (Aus- 
setzung der Abschiebung) bin. Ich ant- 
wortete ihr, dass alle Studenten die glei- 


chen Prüfungen absolvieren, den gleichen 
Start haben und wegen ihres Aufenthalts- 
status’ an der Universität nicht unter- 
schiedlich behandelt werden, weil alle die 
gleichen Menschen sind. Sie bot mir an, 
sie zum Beginn der darauf folgenden Wo- 
che nochmals anzurufen und versprach, 
sich meine Akte ansehen zu wollen. Als 
ich jedoch wie vereinbart nochmals an- 
rief, vermied sie es persönlich mit mir zu 
sprechen und ließ mir durch ihre Stellver- 
treterin Frau Holdschick mitteilen, das 
seine Entscheidung meines Falles bisher 
noch nicht möglich gewesen sei. Diese 
schlug mir dann als sogenannte „Zwi- 
schenlösung“ vor, in der Verantwortung 
der ABH Meiningen zu verbleiben und 
mir eine Wohnung in Jena zu mieten, wo- 
bei ich die Miete selbst finanzieren sollte. 

Hierzu muss angemerkt werden, dass 
mein Stipendium allein nicht ausreichen 
wird, mich und meine Familie zu versor- 
gen und wir ab Oktober 2014 keine Zah- 
lungen mehr gemäß des Asylbewerber- 
leistungsgesetzes erhalten werden. Dieser 
Umstand sollte Frau Horatscheck bekannt 
gewesen sein, da ich das Bestätigungs- 
schreiben zu meinem Stipendium an sie 
geschickt hatte. Die Kostenübernahme 
meiner Wohnung müsste entsprechend 
Asylbewerberleistungsgesetz durch die 
ABH erfolgen. Ich habe abgelehnt der 
vorgeschlagenen Zwischenlösung zuzu- 
stimmen, weil ich darin keine „Lösung” 
erkennen konnte. Mir war zu dieser Zeit 
bereits klargeworden, dass die ABH Jena 
eine Entscheidung vermeiden und statt 
dessen auf meine Kosten Zeit schinden 
will, statt eine wirkliche Lösung herbei- 
zuführen. Als ich Frau Holdschick da- 
raufhin mitteilte, dass ich aufgrund dieses 
Vorgehens protestieren werde, erwiderte 
sie, dass ich sie nicht „erpressen“ solle. 
Ihrer Meinung nach ist Protest also eine 
kriminelle Erpressung?! 

Und hier ist mein Protest gegen diese 
Diskriminierung und unfaire Behandlung 
— genau wie ich es Frau Holdschick ver- 


sprochen habe. Und ich werde nicht eher 
aufhören, bis ich mein Recht auf ein Le- 
ben in Würde zugebilligt bekomme. 

Wie bereits erläutert, geht es keines- 
wegs nur um die Klärung der Finanzie- 
rung meiner Wohnung, wie es die ABH 
glauben machen will sondern vielmehr 
um blanke Repression, wie sie in allen 
Ausländerbehörden Deutschlands üblich 
ist. Die ABH Jena ist da keine Ausnahme 
und sollte deswegen unsere Frage beant- 
worten: WARUM ist das so? 

Man muss dabei auch berücksichtigen, 
dass ich ja bereits vor dem Semesterbe- 
ginn eine Wohnung in Jena gefunden ha- 
ben muss und man kann sich vorstellen, 
wie schwierig das in dieser Zeit ist, wenn 
tausende Studenten im Begriff sind, das 
ebenfalls zu tun. Jeder Tag der Verzöge- 
rung verkompliziert meine Situation im- 
mer mehr. Aber dieser Umstand ist für die 
ABH in Jena natürlich belanglos! 

Ist mein Fall den nicht interessant” ge- 
nug für ihre Integrationsprogramme? 
Sind die ganzen schönen Worte denn nur 
für den Medienkonsum statt für die Wirk- 
lichkeit? Warum wird Menschen mit Ei- 
geninitiative denn das Leben schwer ge- 
macht? Diese Fragen stelle ich denen, die 
die konkrete Verantwortung tragen! 

Ich hätte niemals geglaubt, dass ich we- 
gen einer einfachen Sache wie einem 
Wohnsitzwechsel aus den hier beschrie- 
benen Gründen so weit gehen müsste, da- 
für zu protestieren, aber mit unserer An- 
kunft hier in Deutschland haben wir auch 
eine Verantwortung übernommen — und 
jeder Mensch sollte diese Verantwortung 
Ernst nehmen und nach besten Kräften 
Unterstützung leisten. 

Meine Forderung ist sehr klar und ein- 
fach: LEBEN UND STUDIEREN IN 
JENA! Die Ausländerbehörde Jena sollte 
das ohne weitere Verzögerung oder Aus- 
flüchte anerkennen! 

Miloud Lahmar Cherif 
http://www.thevoiceforum.org 
http: / /breakisolation.blogsport.de, 


Flüchtlinge aufnehmen! 


Die Innenminister und -senatoren der 
SPD aus den Ländern Baden-Württem- 
berg, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein 
haben sich auf ihrer Konferenz vom 29. 
— 30. August 2014 in Potsdam unter an- 
derem für ein humanitäres Aufnahme- 
programm des Bundes auch für Flücht- 
linge aus dem Irak ausgesprochen. Nie- 
dersachsens Innenminister Boris Pistori- 
us erklärte dazu: „Die Aufnahme von 
Flüchtlingen ist eine bundespolitische 
Aufgabe. Die wachsende Zahl der Asyl- 
bewerber stellt die Kommunen vor wirk- 
liche Probleme und bringt einige Städte 
und Gemeinden an ihre Belastungsgren- 
zen. Die Schlussfolgerung daraus kann 
aber dennoch nicht sein, dass Deutsch- 
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land keine Flüchtlinge aus dieser Region 
mehr aufnimmt, sondern vielmehr, dass 
der Bund die Länder und Kommunen 
spürbar finanziell darin unterstützt, diese 
Menschen weiterhin kurzfristig ange- 
messen unterzubringen. ...“ 

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen be- 
grüßt diese Initiative. Allerdings sollte 
nicht nur der Bund in die Pflicht genom- 
men werden, auch die Länder können et- 
was tun und beispielsweise die Landes- 
ausnahmeprogramme für syrische 
Flüchtlinge auch auf Flüchtlinge aus dem 
Irak ausdehnen.... Gerade im Rahmen 
der Aufnahme von Flüchtlingen durch 
hier lebende Familienangehörige wäre 
eine unmittelbare Hilfe möglich, ohne 
dass hierfür weitere Kapazitäten zur Un- 
terbringung durch die öffentliche Hand 
erforderlich wäre. 


Unbestreitbar stellen steigende Flücht- 
lingszahlen die Kommunen bei der Un- 
terbringung vor Herausforderungen. Er- 
innert sei dennoch daran, dass Flüchtlin- 
ge — gemessen an der Einwanderung ins- 
gesamt — nur einen kleinen Prozentsatz 
ausmachen .... Durch eine Reform der 
bürokratischen gesetzlichen Regelungen 
zur Aufnahme von Flüchtlingen ließe 
sich hier Entlastung schaffen. Es ist z.B. 
unsinnig, dass ein neu ankommender 
Asylsuchender nicht bei seiner Tante in 
Hannover wohnen darf, weil er im Rah- 
men des computergesteuerten Vertei- 
lungsvorgangs einem anderen Bundes- 
land zugeordnet wurde — und dort dann 
von den Behörden untergebracht werden 
muss, während die Unterkunft bei seiner 
Tante leer steht. 

Kai Weber I 


:ankündigungen 


Eine 

Veranstaltungsreihe des 
NS-Dokumentationszentrums 
der Stadt Köln 

TS ERTIEILGTSEEIG 
der Republik Polen in Köln 


Kriegsbeginn 1939 


Veranstaltungsreihe des 
NS-Dokumentations- 
zentrums der Stadt Köln 
und des Generalkonsulats 
der Republik Polen in Köln 


Besondere Ereignisse verdie- 
nen besondere Nachrichten: 


1. September bis 
16. November 2014 


Vom 1. September bis 16. 
November 2014 bieten das 
NS-Dokumentationszentrum 
der Stadt Köln und das Gene- 
ralkonsulat der Republik Po- 
len in Köln eine Veranstal- 
tungsreihe mit sehr 
interessanten Filmen und Vor- 


Wettbewerb „Die 
Gelbe Hand” 


Der gewerkschaftliche Verein 
Mach‘ meinen Kumpel nicht 
an! — für Gleichbehandlung, 
gegen Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus e.V. tritt für 
gleiche Rechte für alle ein. 
Seit seiner Gründung vor 
über 28 Jahren engagiert er 
sich gegen Fremdenfeindlich- 
keit, Rassismus und Rechts- 
extremismus. Damit ist der 
Verein eine der 
ältesten antiras- 
sistischen Or- 
ganisationen in 
Deutschland. 
Sein Schwer- 
punkt liegt in 
der aufklären- 
den und 
präventiven Tä- 
tigkeit. Er un- 
terstützt 
Jugendliche 
und Erwachse- 
ne in ihrem so- 
zialen und poli- 
tischen Enga- 
gement gegen 
Rassismus und 


„Die Gelbe Hand“ aus: „Wir 
rufen Euch dazu auf, Beiträge 
gegen Ausgrenzung, Rassis- 
mus und für die 
Gleichberechtigung in der Ar- 
beitswelt einzusenden. Macht 
mit und beteiligt Euch!“ 
Mach‘ meinen Kumpel 
nicht an! - für 
Gleichbehandlung, gegen 
Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus e.V. 
www.gelbehand.de 


JMACH' MEINEN KUMPEL 
NICHTAN! 


Veranstaltungsübersicht 


Mantag „Ausgewischt wird die Schmach von 1918" — 
1. September 2014 Der Kriegsbeginn am 1. September 1939 
19 Uhr ‚aus Sicht der (Kölner) Bewölkerung 

Vortrag von Dr. Martin Rother 


Donnerstag 
11. Septernber 2014 
19 Uhr 


Donnerstag 
18. September 2014 
19 Uhr 


Donnerstag 
25. Septernher 2014 
19 Uhr 


Der deutsche Überfall auf Polen und der Zweite Weltkrieg 
in der polnischen und deutschen Erinnerungskultur 
Vortrag von Prof, Dr, Kaysztof Ruchniewicz 


Kurler der Erinnerung. Das Leben des Jan Karski 
Lesung mit Jusef Tratrıik (Sprechen) 
und der Autor Marta Kijawska 


Polen und Deutschland, damals wie beute 
Ein Gespräch mit Whacystaw Bartoszenski 


Dienstag „Wir werden weiter marschieren“ — 

30. September 2014 Die mediale Vorbereitung des Zweiten Weltkriegs 
13 Uhr Vortrag von Michael Lang mit Tondakumenten 
Donnerstag Das radikal Böse 

2. Oktober 2014 Film von Stefan Ruzawdtaky 

19 Uhr Deutschlandösterelch 2013, 95 Minuten 

Dienstag Rheinische Juristen im besetzten Polen 


7. Oktober 2014 
19 Uhr 


Vortrag van Dr. Barbara Manthe 


Sonntag Köln im Bombenkrieg: Auf Spurensuche zu Zerstörung 
12. Oktober 2014 und NS-Planungen zum Wiederaufbau der Stadt 
14 Uhr Startführung mit Praf, Dr. Dorothea Wiktonin 
Donnerstag „Heute Nacht Ist viel passiert” 
16. Oktober 2014 Geschichten aus dem Zweiten Weltkrieg 
16 Uhr Lesung und Gespräch für Kinder ab 8 Jahren 
mit Barbara Kirschbaum 
Dienstag „Aus Mitleid erschossen” 
21. Oktober 2014 Der Kriegselnsatz des Kölner Polizelbatalllons 309 
19 Uhr Vortrag wan Dr. Stefan Klemm 
Samstag Köln im „Dritten Reich" Teil 3: Köln Im Krieg (1939-1985) 


25. Oktober 2014 


Dokumentarfilm 


Dienstag „Kampfgeschwader Vorwärts” und „Call of Duty” -— 
28. Oktober 2014 Krieg im Spiel - gestern und heute 

19 Uhr Projekt des Geschichtskurses des Gymnasiums Aodenkirchen 
Donnerstag Alojzy Twardecki: Geraubte Kindheit 


13. November 2014 
13 Uhr 


Sonntag 
16. Rovember 2014 
14 Uhr 


Ein Gespräch mit Peter Hart] und Akıjzy Twardecki 


Kälner jüdische Bevölkerung im Krieg: 
‚Ghetteisierung, Deportation und Völkermord 
Eine Stadtrundfahrt mat De Barbara Becker-Iakli, Dr. Karela Fings 


für ein interkul- 
turelles mitei- 
nander. 

Bereits zum 
neunten Mal 
schreibt der 
Verein Mach‘ 
meinen Kum- 
pel nicht an! — 


trägen, Lesun- 
gen, Gesprächen 
und einer Stadt- 
rundfahrt an, die 
wir Ihnen / Euch 
mit beiliegender 
Broschüre ans 
Herzen legen 
möchten. Alle 


Veranstaltungen für Gleichbe- 

finden im EL- handlung, ge- 

DE-Haus statt. gen Fremden- 
feindlichkeit 


Förderverein EL- und Rassismus 


DE-Haus e.V. e.V. und seine 
Hajo Leib Kooperations- 
partner, den 
Wettbewerb 
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:aus der rechten presse 


AfD - neue Partei des 


Blattes 
Junge Freiheit Nr. 34 bis 36/2014, 
vom 15., 22., 29. August 


Das Blatt gewährt der AfD viel Raum. In 
der Ausgabe 34 veröffentlicht der stell- 
vertretende AfD-Sprecher Alexander 
Gauland einen Gastbeitrag, in der Ausga- 
be 35 folgt ein ganzseitiges Interview mit 
der sächsischen Spitzenkandidatin und 
Landesvorsitzenden der AfD Frauke Pe- 
try, in der Ausgabe 36 sieht das Blatt die 
AfD vor „ihrem Durchbruch“. 
Alexander Gauland erläutert noch ein- 
mal das stramm konservative, reaktionäre 
und fremdenfeindliche Programm der 
AfD: „Zu fast allen grundsätzlichen Fra- 
gen wird ein größerer Dissens medial 
nicht mehr geduldet: Einwanderungspoli- 
tik, Gender Mainstreaming, Inklusion — 
alles längst festgezurrt in eine Richtung 


THEMA_ 


HELLERSDORF 
UND DIE FOLGEN 


ZAG 


und keine Chance, zweifelhafte Entwick- 
lungen auch einmal zurückzudrehen ... 
Überhaupt das Festmachen fast aller Pro- 
bleme am Wertehimmel der Menschen- 
rechte. Mit der Behauptung, diese seien 
universal, werden Kulturen und Traditio- 
nen wie Buddhismus, Hinduismus und 
die jahrtausendealte Familientradition 
Chinas immer erneut auf die Stufe von 
Minderem herabgedrückt ... Die AfD 
möchte das gesellschaftliche Gleichge- 
wicht wieder herstellen und die in der 
Folge der 68er eingetretene Ideologisie- 
rung aller Lebensverhältnisse zurück- 
drängen. Dafür muss sie auf allen politi- 
schen Ebenen des föderalen Staates prä- 
sent sein. Denn der Irrsinn des Euro ist 
überall gegenwärtig, in einer falschen 
Einwanderung genauso wie in der Zerstö- 
rung klassischer Bildungsinhalte, der 
doppelten Staatsbürgerschaft und einer 
ideologisierten Verspargelung der Land- 
schaft durch die Energiewende ...“ Der 
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Bezug aller Staaten auf die Menschen- 
rechte ist durch den Beitritt zu den Ver- 
einten Nationen gegeben. Ihr Zusammen- 
halt fußt auf der Charta der Menschen- 
rechte und ist bald 60 Jahre alt. Ob das 
dem AfD-Sprecher klar war, ist zu be- 
zweifeln. Die Inklusion fußt ebenfalls auf 
einer Konvention der Vereinten Nationen. 
Wie der Euro mit der Einwanderung zu- 
sammenzubringen ist, bleibt das Geheim- 
nis der AfD. Die Arbeits- und Fluchtmi- 
gration in die Bundesrepublik besteht 
schon weitaus länger als es überhaupt 
Pläne für den Euro gab. Auch der Nach- 
weis, dass „klassische Bildungsinhalte“ 
durch den Euro zerstört werden, bleibt die 
Partei schuldig. Es gibt keinen Anhalts- 
punkt dafür, dass die Währung Elitebil- 
dung verhindert. Und: Doppelte Staats- 
bürgerschaft für Menschen aus EU-Mit- 
gliedsländern gibt es schon sehr lange. 
Sie wird vor allem Menschen aus den 
Nicht-EU-Ländern verweigert. 

Frauke Petry hofft auf ein zweistelliges 
Wahlergebnis — das die AfD zumindest in 
den Hochrechnungen auch erreicht hat — 
und bezeichnet jedes Ergebnis über acht 
Prozent als zufriedenstellend. 

In der letzten Ausgabe vor der Wahl be- 
richtet das Blatt über Auseinandersetzun- 
gen, die bis zur Spaltung führen könnten, 
über den Russland-Kurs der AfD - der 
Parteitag hatte sich gegen Sanktionen 
ausgesprochen, die Europa-Abgeordneten 
aber einer Resolution zugestimmt, die 
Sanktionen einfordert. Das Blatt hofft 
aber auf einen „Durchbruch“ und berich- 
tet: „In Baden-Württemberg formierte 
sich im vergangenen Jahr ein breiter Pro- 
test gegen den rot-grünen Gender-Bil- 
dungsplan des Landes ... Zum Entsetzen 
der Grünen — und des CEDU-Establish- 
ments — waren AfD-Aktivisten federfüh- 
rend bei diesen Protesten, Schulter an 
Schulter mit konservativer CDU-Stamm- 
klientel.“ Das Blatt warnt aber auch: 
„Neue Parteien unterliegen zudem bei 
schnellem Wachstum enormen Zentrifu- 
galkräften. Glücksritter, Partei-Hopper, 
Hochstapler, Streithansel, Fanatiker ka- 
pern regelmäßig aufstrebende politische 
Projekte und sorgen genauso regelmäßig 
dafür, dass diese gegen die Wand fahren.“ 
Sollte es also ein Misserfolg werden, sind 
die Schuldigen schon gefunden. 

uld 


